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Einleitung

„Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin” – um
diesen Satz ist Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes seit
dem 15. November 1994 ergänzt worden. Gleichberech-
tigung darf also nicht nur auf dem Papier garantiert wer-
den, sondern der Staat ist in die Pflicht genommen,
Gleichberechtigung zu einer gesellschaftlichen Realität
zu machen. Diesen Verfassungsauftrag folgte Schleswig-
Holstein mit dem Gesetz zur Gleichstellung der Frauen
im öffentlichen Dienst vom 13. Dezember 1994.

Ziel des Gesetzes ist die Förderung der Gleichstellung in
der gesamten öffentlichen Verwaltung in Schleswig-Hol-
stein, die Schaffung von Arbeitsbedingungen, die eine
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen, der Ab-
bau von Nachteilen für Frauen im Arbeitsleben und eine
gerechte Beteiligung von Frauen in allen Lohn-, Vergü-
tungs- und Besoldungsgruppen sowie in Gremien.

Durch seine Vorschriften hilft das Gleichstellungsgesetz,
die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung mit vo-
ranzutreiben. So bietet die im Gleichstellungsgesetz ent-
haltene Pflicht, freie Arbeitsplätze auszuschreiben, nicht
nur geeigneten Frauen die Möglichkeit, sich zu bewer-
ben, sondern jede Person wird über freie Stellen infor-
miert. Die Personalauswahl erhält damit eine breitere Ba-
sis, und die Chancen, dass die Qualifiziertesten zum Zu-
ge kommen, erhöhen sich.

Dies gilt auch für künftige Beförderungsentscheidungen.
Während das bis vor kurzem ausgeführte Beförderungs-
system dem Dienstalter eine erhebliche Bedeutung zu-
kommen ließ, hat nunmehr die fachliche Leistung ent-
scheidende Auswirkung auf die Beförderungschancen.
Die gravierende Benachteiligung von Frauen, deren be-
rufliche Biographie typischerweise durch Zeiten der Kin-
dererziehung unterbrochen wird, verbessert sich somit.
Bei Auswahlentscheidungen muss in Erfüllung des Ver-
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fassungsauftrages aus Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz
das Geschlecht in Konkurrenzsituationen berücksichtigt
werden: Frauen sind bei gleichwertiger Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung in Bereichen, in denen sie
unterrepräsentiert sind, vorrangig zu befördern, sofern
nicht die Härtefallregelung zugunsten des männlichen
Mitbewerbers eingreift.

Auch die durch das Gleichstellungsgesetz vorgesehene
Teilzeitbeschäftigung selbst in gehobenen und Leitungs-
funktionen trägt der Frauenförderung und der Moderni-
sierung zugleich Rechnung. Erst wenn auch qualifizierte
Arbeitsplätze teilbar sind, werden sich nämlich Beruf und
Familie für beide Geschlechter vereinbaren lassen. Die
grundsätzliche Teilbarkeit aller Arbeitsplätze verlangt
überdies Änderungen der herkömmlichen Arbeitsorgani-
sation und gibt damit einen Anstoß für Neuerungen.

Ein weiterer zentraler Regelungsbereich des Gleichstel-
lungsgesetzes betrifft die Aufgaben und Rechte der
Gleichstellungsbeauftragten. Seit Bestehen dieses Ge-
setzes am 13. Dezember 1994 wirken nun neben den
Gleichstellungs- und Frauenbeauftragten in den Kommu-
nalverwaltungen auch über 1.400 ehrenamtlich tätige
Gleichstellungsbeauftragte in den Dienststellen des Lan-
des, in Körperschaften, Anstalten und Stiftungen an der
tatsächlichen Gleichbehandlung der Frauen im öffentli-
chen Dienst mit. Ohne diese Gleichstellungsbeauftrag-
ten wäre eine wirksame Frauenförderung nicht denkbar.
Ihnen ist es mit zu verdanken, dass die Förderung der
Frauen als gesetzliche Pflicht immer wieder in das Be-
wusstsein der Entscheidungsträger gerufen und Verän-
derungen angemahnt werden.

Es wird auch weiterhin noch viel Energie und Ausdauer
nötig sein, um die Gleichstellung von Frauen im öffentli-
chen Dienst zu verwirklichen und damit Frauen zur Hälf-
te in Leitungsebenen – wie eigentlich selbstverständlich
– anzutreffen. Dieses Gesetz war und ist hierfür jedoch
eine Grundvoraussetzung.
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§ 22 Widerspruchsrecht der Gleichstellungsbeauftragten
§ 23 Geltung für die Gleichstellungsbeauftragten der Gemein-

den, Kreise und Ämter und für die Frauenbeauftragten
der Hochschulen

Abschnitt IV Schlussvorschriften

§ 24 Berichtspflicht
§ 25 Änderung des Landesbeamtengesetzes
§ 26 Übergangsvorschriften
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Abschnitt I Einleitende Vorschriften

Begründung

Allgemeines

I. Erforderlichkeit gesetzlicher Maßnahmen

Nach mehr als 40 Jahren seit Inkrafttreten des Grundge-
setzes ist der Grundsatz der Gleichberechtigung von
Männern und Frauen in weiten Bereichen nicht verwirk-
licht. Der öffentliche Dienst bildet hierbei keine Ausnah-
me: Leitende Positionen werden noch immer nahezu
ausschließlich von Männern eingenommen. Im höheren
Dienst und in höheren Beförderungsämtern des gehobe-
nen Verwaltungsdienstes sind Frauen durchgängig unter-
repräsentiert. In bestimmten Tätigkeitsfeldern – so etwa
im gesamten Wissenschaftsbereich – sind Frauen nur
mit einem verschwindend geringen Anteil vertreten.

Mangelnde Repräsentanz in Positionen mit höherer Re-
putation und Dotierung einerseits, „Frauendomänen”
wie Schreib- und Vorzimmerdienst andererseits lassen
sich auf eine Vielzahl gesellschaftlicher Einflussfaktoren
zurückführen, die allein durch gesetzliche Maßnahmen
nicht beseitigt werden können. Gesetzliche Regelungen
sind jedoch geeignet und erforderlich, um bestehende
Defizite bei der Verwirklichung des Gleichstellungsgrund-
satzes zu verringern und den Prozess in Richtung auf
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern am
Erwerbsleben zu unterstützen.
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Dem öffentlichen Dienst kommt bei der Umsetzung des
Verfassungsgebotes aus Artikel 3 Abs. 2 GG Vorbildfunk-
tion zu. Das Gesetz, dessen Geltungsbereich sich auf
das Land Schleswig-Holstein sowie auf die seiner Auf-
sicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts erstreckt, sieht daher
Maßnahmen vor, die strukturelle Benachteiligung von
Frauen bei der Vergabe von Ausbildungs- und Arbeits-
plätzen sowie bei der weiteren beruflichen Entwicklung
ausgleichen oder jedenfalls mindern sollen.

Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen

1. Leistungsbezogene Quotierung

Einen Schwerpunkt der gesetzlichen Regelungen bilden
leistungsabhängige Quotierungsbestimmungen bei Ein-
stellung, Beförderung und Übertragung höherwertiger
Tätigkeiten sowie für die Vergabe von Ausbildungsplät-
zen. Danach sind Frauen in den Bereichen, in denen sie
unterrepräsentiert sind, bei gleichwertiger Qualifikation
gegenüber männlichen Mitbewerbern vorrangig zu be-
rücksichtigen.

a) Verfassungsrechtliche Zulässigkeit

Eine solch strikt qualifikationsabhängige Quotierung ist
mit Artikel 33 Abs. 2 GG, der die Vergabe eines öffentli-
chen Amtes zwingend von bestmöglicher Eignung, Befä-
higung und fachlicher Leistung abhängig macht, verein-
bar, weil diese Voraussetzungen zunächst erfüllt sein
müssen, bevor die Vorrangregelung greifen kann (vgl.
grundlegend Benda, Notwendigkeit und Möglichkeit po-
sitiver Aktionen zugunsten von Frauen im öffentlichen
Dienst, Hamburg 1986).

Als kompensatorische Maßnahme zugunsten von Frauen
ist eine derartige Quotierung auch im Hinblick auf Artikel
3 GG unbedenklich, weil der Gleichberechtigungsgrund-
satz des Art. 3 Abs. 2 GG als Gruppengrundrecht zu ver-
stehen ist und darüber hinaus auch eine objektive Wert-
entscheidung zugunsten der tatsächlichen Gleichstellung
von Männern und Frauen in der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit enthält. Der Gesetzgeber ist daher befugt,
Gleichberechtigungsdefizite zu kompensieren. Faktische
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Nachteile, die typischerweise Frauen treffen, dürfen
durch begünstigende Regelungen ausgeglichen werden
(BverfG, NJW 92, S. 964/965). Derartige Regelungen be-
inhalten nach Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts keine Ungleichbehandlung „wegen des Ge-
schlechts” (BverfGE 74, 163 /180). Konkordanz nach
dem Individualgrundrecht aus Artikel 3 Abs. 3 GG lässt
sich dadurch herstellen, dass im Einzelfall schwerwie-
gende Belange auch zur Berücksichtigung des männli-
chen Mitbewerbers führen können. Die Zulässigkeit be-
sonderer, kompensatorischer Maßnahmen zur Förderung
von Frauen wird ausdrücklich auch durch Artikel 2 Abs. 4
der EG-Richtlinie 76/207 aus dem Jahre 1976 bestätigt,
die die Mitgliedsstaaten auf den Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zu-
gangs zur Beschäftigung sowie in Bezug auf die Arbeits-
bedingungen verpflichtet. Ebenso erklärt Artikel 4 Teil I
des UN-Abkommens zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau aus dem Jahre 1979, durch die
Bundesregierung ratifiziert mit Gesetz vom 25.04.1985
(BGBl. II S. 647), zeitweilige Maßnahmen der Vertrags-
staaten zur beschleunigten Herbeiführung der de-facto-
Gleichberechtigung von Mann und Frau ausdrücklich für
zulässig.

Bei den Quotierungsbestimmungen dieses Gesetzes
handelt es sich um zeitlich begrenzte Maßnahmen, ohne
dass es erforderlich wäre, sie explizit zu befristen: Die
Regelungen werden ohne weiteres obsolet, sobald Frau-
en in den jeweiligen Bezugsgruppen nicht mehr unterre-
präsentiert sind. Unterrepräsentanz im Sinne dieses Ge-
setzes liegt vor, wenn sich bei einem öffentlichen
Dienstherrn oder Arbeitgeber innerhalb der jeweiligen
Laufbahn bzw. innerhalb der jeweiligen Besoldungs-, Ver-
gütungs- oder Lohngruppe weniger Frauen befinden als
Männer. Das damit gesetzlich geförderte paritätische
Verhältnis von 50 : 50 zwischen den Geschlechtern ent-
spricht in etwa dem Anteil von Frauen an der Gesamtbe-
völkerung und ferner ihrem Anteil an der Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter. Jede andere Bezugsgröße, insbe-
sondere etwa eine Quotierung am jeweiligen Frauenan-
teil bei den Beschäftigten, liefe dagegen Gefahr, voran-
gegangene Benachteiligungen fortzuschreiben oder den
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Status quo zu zementieren. Ebenso ungeeignet wäre der
Frauenanteil unter den jeweils eingegangenen Bewer-
bungen als Maßstab für eine Quotierungsvorschrift: Bei-
de Kriterien würden zu dem paradoxen Ergebnis führen,
dass Frauen ausgerechnet auf Berufsfeldern, auf die sie
sich herkömmlich konzentrieren bzw. in denen sie be-
reits gegenwärtig überrepräsentiert sind, etwa im Grund-
schulbereich, bevorzugt berücksichtigt wären. Dagegen
wäre umgekehrt in Bereichen, in denen der Frauenanteil
traditionell niedrig liegt, z.B. in den technischen Berufen,
eine bevorzugte Berücksichtigung nur in Anlehnung an
den geringen prozentualen Frauenanteil unter den Be-
schäftigten bzw. unter den jeweiligen Bewerbungen
möglich.

b) Gesetzgebungskompetenz des Landes

Wegen ihrer Grundrechtsrelevanz bedürfen leistungsbe-
zogene Quoten einer gesetzlichen Grundlage (Benda,
a.a.O., S. 154 f, ihm folgend OVG Münster, NJW 1989,
S. 2560). 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers für derartige
Regelungen ergibt sich aus Artikel 70 Abs. 1 i. V. m. Arti-
kel 75 Nr. 1 GG. Von seinem Recht, über die Rechtsver-
hältnisse der im Dienst der Länder, Gemeinden und an-
deren öffentlich-rechtlichen Körperschaften stehenden
Personen Rahmenvorschriften zu erlassen, hat der Bund
in diesem Zusammenhang nur für den Beamtenbereich
Gebrauch gemacht. § 7 BRRG stellt insoweit jedoch kei-
ne Vollregelung dar, sondern greift lediglich den Rege-
lungsgehalt der Artikel 33 Abs. 2 und Artikel 3 Abs. 3 GG
wieder auf. Die Bestimmung steht damit ergänzenden
Vorschriften über positive Förderungsmaßnahmen zu-
gunsten von Frauen nicht entgegen.

Für den Arbeitnehmerbereich des öffentlichen Dienstes
gilt im Ergebnis das gleiche: Das Verbot geschlechtsbe-
zogener Benachteiligung von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern nach § 611 a BGB, das der Bund als Norm
des Arbeitsrechts aufgrund seiner konkurrierenden Ge-
setzgebungszuständigkeit erlassen hat, schließt darüber
hinausgehende positive Frauenförderungsmaßnahmen
nicht aus (so ausdrücklich der Entwurf der Bundesregie-
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rung für ein Gesetz zur Verbesserung der Gleichbehand-
lung von Frauen und Männern am Arbeitsplatz, Bt-Drs.
11/6946, S. 8). Bei Maßnahmen zur Förderung von Ar-
beitnehmerinnen im öffentlichen Dienst handelt es sich
um Regelungen, die im Hinblick auf Artikel 33 Abs. 2 GG
auf die speziellen Belange des öffentlichen Dienstes ab-
gestellt sind und insoweit ebenfalls der Rahmengesetz-
gebung nach Artikel 75 Nr. 1 GG unterliegen. Auf diesem
Gebiet hat der Bund aber von seiner Rahmenkompetenz
bisher keinen Gebrauch gemacht.

1. Weitere Regelungen zur Verbesserung der Situati-

on von Frauen im öffentlichen Dienst

Zur Verbesserung der Situation von Frauen im öffentli-
chen Dienst sollen daneben folgende Regelungen beitra-
gen, zu denen der Landesgesetzgeber ebenfalls gemäß
Artikel 70 Abs. 1 i. V. m. Artikel 75 Nr. 1 GG befugt ist:

In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind,
müssen freie Arbeitsplätze künftig grundsätzlich ausge-
schrieben werden, um Transparenz über die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten im öffentlichen Dienst, insbesonde-
re auch über die Möglichkeiten zu beruflichem Fortkom-
men herzustellen. Altersgrenzen, wie sie vor allem zahl-
reiche Bestimmungen über den Zugang und Aufstieg im
öffentlichen Dienst vorsehen, werden angemessen er-
höht, wenn Bewerberinnen oder Bewerber wegen der
Betreuung minderjähriger Kinder oder sonstiger pflege-
bedürftiger Angehöriger an einer rechtzeitigen Bewer-
bung gehindert waren.

Bei der Personalauswahl darf der Familienstand ebenso
wenig wie die Möglichkeit einer Schwangerschaft nach-
teilig berücksichtigt werden. Fragen nach einer beste-
henden Schwangerschaft sind im Einstellungsverfahren
unzulässig. Dies ergibt sich bei konsequenter Anwen-
dung von Artikel 33 Abs. 2 GG, der die Vergabe eines öf-
fentlichen Amtes ausschließlich von Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung abhängig macht und daher
die Berücksichtigung eignungsfremder Umstände verbie-
tet. Dementsprechend dürfen auch Dienst- oder Lebens-
alter nicht pauschal für Personalentscheidungen heran-
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gezogen werden, sondern nur, wenn sie sich nachweis-
bar in größerer beruflicher Erfahrung niederschlagen.

Teilzeitbeschäftigung soll vor allem bei Vorgesetzten- und
Führungspositionen vermehrt ermöglicht werden. Für
teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer werden Verbesserungen erreicht, indem die beam-
tenrechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung von
Teilzeitbeschäftigung künftig auch im Arbeitnehmerbe-
reich gelten.

Gleiches gilt für die Voraussetzungen einer Beurlaubung.
Bei der beruflichen Fort- und Weiterbildung schließlich
sollen künftig Frauen und Männer zu gleichen Anteilen
berücksichtigt werden. Das Thema „Gleichstellung von
Frauen” ist vermehrt in Fort- und Weiterbildungspro-
grammen einzubeziehen.

2. Gleichstellungsbeauftragte

Die Wirksamkeit von gesetzlichen Maßnahmen zur För-
derung von Frauen im öffentlichen Dienst soll wesentlich
auch dadurch sichergestellt werden, dass an allen
Dienststellen mit mindestens fünf Beschäftigten Gleich-
stellungsbeauftragte mit der dienstlichen Aufgabe be-
traut werden, bei allen personellen, sozialen und organi-
satorischen Maßnahmen auf die Gleichstellung von Frau-
en, insbesondere auf die Umsetzung dieses Gesetzes,
hinzuwirken. Von diesen im dritten Abschnitt des Geset-
zes enthaltenen Regelungen sind die kommunalen Ge-
bietskörperschaften und die Hochschulen grundsätzlich
ausgenommen, weil für diese Bereiche bereits auf die
jeweiligen Besonderheiten zugeschnittene gesetzliche
Regelungen über Gleichstellungs- bzw. Frauenbeauftrag-
te bestehen. Lediglich bei bestimmten Einzelregelungen
wie etwa der in datenschutzrechtlicher Hinsicht erhebli-
chen Zuständigkeitszuweisung in personellen Angele-
genheiten, sind kommunale Gleichstellungsbeauftragte
in den Geltungsbereich ausdrücklich einbezogen.

Für die Stellung der Gleichstellungsbeauftragten ist
kennzeichnend, dass sie nicht ein weiteres Repräsenta-
tivorgan von Arbeitnehmerinteressen neben dem Perso-
nalrat darstellt; vielmehr nimmt sie ihre Aufgaben als
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dienstliche Aufgabe wahr und ist direkt der Dienststel-
lenleitung zugeordnet. Aus dieser verwaltungsorganisa-
torischen Einordnung ergibt sich, dass die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht von den weiblichen Beschäftigten
gewählt, sondern durch die Leiterin oder dem Leiter der
Dienststelle bestellt wird. Eine Bestellung der Gleichstel-
lungsbeauftragten sehen auch die §§ 2 Abs. 3 GO, 2
Abs. 3 KrO vor, während die nach den §§ 66 Buchst. b
und c HSG erforderliche Wahl der Frauenbeauftragten
aus dem Hochschulbereich geltenden Prinzip der organi-
satorischen Selbstverwaltung folgt.

Damit die Gleichstellungsbeauftragte ihre Aufgabe, in-
nerhalb der Verwaltung auf die Gleichstellung von Frauen
und damit auf die Verwirklichung des Gleichberechti-
gungsgeboten in Artikel 3 Abs. 2 GG hinzuwirken, effi-
zient erfüllen kann, muss ihre Unabhängigkeit gewähr-
leistet sein. In Ausübung ihrer Tätigkeit ist die Gleichstel-
lungsbeauftragte daher von fachlichen Weisungen frei.
Ferner besteht ein ausdrückliches und generelles Verbot,
sie wegen ihrer Tätigkeit zu benachteiligen. Um ihre Un-
abhängigkeit zu sichern, ist insbesondere ihre Abberu-
fung nur über ein festgelegtes Verfahren möglich. Für Ar-
beitnehmerinnen besteht darüber hinaus besonderer
Kündigungsschutz.

Der Gleichstellungsbeauftragten steht ferner ein eigen-
ständiges Informationsrecht, auch in Form der Einsicht-
nahme in Akten, zu. Als Mitarbeiterin der Dienststelle, in
deren Zuständigkeit Personalangelegenheiten nicht nur
aufgrund eines entsprechenden Organisationsaktes bei
der Geschäftsverteilung, sondern unmittelbar von Geset-
zes wegen fallen, zählt die Gleichstellungsbeauftragte
auch zu dem Personenkreis, der zur Einsichtnahme in
Personalakten berechtigt ist.

§ 1 Gesetzeszweck

Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrech-
tes der Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Es
fördert die Gleichstellung der Frauen im öffentlichen
Dienst insbesondere durch
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1. die Schaffung von Arbeitsbedingungen, die für beide
Geschlechter die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ermöglichen,

2. die Kompensation von Nachteilen, die vor allem Frau-
en als Folge der geschlechtsspezifischen Arbeitstei-
lung erfahren,

3. die gerechte Beteiligung von Frauen an allen Lohn-,
Vergütungs- und Besoldungsgruppen sowie in Gre-
mien.

zu § 1 Die Vorschrift legt als Zielsetzung des Gesetzes fest,
dass durch Gleichstellung von Frauen im öffentlichen
Dienst ein Beitrag zur Verwirklichung des Gleichberechti-
gungsgebotes aus Artikel 3 Abs. 2 GG geleistet werden
soll. Dem Gesetz liegt also die Annahme zugrunde, dass
die soziale Wirklichkeit – auch im öffentlichen Dienst –
dem Grundsatz der Gleichberechtigung zwischen den
Geschlechtern gegenwärtig nicht entspricht und dass
sich dieses Wirklichkeitsdefizit strukturell zu Lasten ei-
nes Geschlechts, der Frauen nämlich, auswirkt. Entspre-
chend soll zu weitergehender Realisierung des Gleichbe-
rechtigungsgrundsatzes beigetragen werden, indem
durch kompensatorische Maßnahmen die Gleichstellung
von Frauen gefördert wird. In erster Linie zielen diese
Maßnahmen auf die Verringerung von beruflichen Nach-
teilen, die sich aus der Arbeit für Familie und Kinder er-
geben. Über individuellen Nachteilsausgleich hinausge-
hend, ist jedoch die gleichberechtigte Teilhabe von Frau-
en am beruflichen Fortkommen und an sozialer Eigen-
ständigkeit zu ermöglichen. Für den öffentlichen Dienst
ist daher anzustreben, dass Frauen in allen Bereichen,
auf allen Tätigkeitsfeldern und in allen Besoldungs-, Ver-
gütungs- und Lohngruppen zahlenmäßig ebenso wie
Männer vertreten sein sollen (s. allgem. Begründung A.I,
II, 1.a).
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§ 2 Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist, für das Land, die Gemeinden, Kreise und
Ämter und für die der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften des öffentlichen Rechts ohne Ge-
bietshoheit, die rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts. Es gilt nicht für die gemeinsa-
men Einrichtungen des Landes Schleswig-Holstein mit
anderen Ländern.

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind die Be-
amtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter, Ange-
stellten, Arbeiterinnen und Arbeiter sowie die Auszubil-
denden der Träger der öffentlichen Verwaltung nach Ab-
satz 1. Dieses Gesetz gilt nicht für Ehrenbeamtinnen und
Ehrenbeamte und kommunale Wahlbeamtinnen und
Wahlbeamte.

zu § 2 Absatz 1 erstreckt den Geltungsbereich des Gesetzes
auf alle Träger der öffentlichen Verwaltung nach § 2 Abs.
1 und 2 LVwG. Auf gemeinsame Einrichtungen Schles-
wig-Holsteins mit anderen Ländern, die entsprechend
nicht unter alleiniger Landesaufsicht Schleswig-Holsteins
stehen, erstreckt sich der Geltungsbereich ausdrücklich
nicht. Erfasst wird dagegen die Oberfinanzdirektion als
Behörde des Landes und des Bundes, soweit Beschäf-
tigte den Status von Landesbediensteten haben.
Absatz 2 enthält eine Legaldefinition für den in Absatz 1
verwandten Begriff „Beschäftigte”. Ausgenommen sind
danach Personen, die etwa auf Honorarbasis, namentlich
aufgrund eines Werk- oder Dienstvertrages, für die in
Absatz 1 genannten Träger der öffentlichen Verwaltung
tätig sind sowie Ehrenbeamtinnen und –beamte und
kommunale Wahlbeamtinnen und –beamte. Von einer
gesetzlichen Legaldefinition für die einzelnen in Absatz 2
genannten Beschäftigungsgruppen wird abgesehen; in-
soweit kann auf die §§ 4 bis 6 MBG Schl.-H. verwiesen
werden.
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Abschnitt II Maßnahmen zur Gleichstellung

§ 3 Vergabe von Ausbildungsplätzen

(1) Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung sind Ausbildungsplätze vorrangig an Frau-
en zu vergeben, wenn sich in dem betreffenden Ausbil-
dungsberuf oder in der betreffenden Laufbahn bei dem
jeweiligen in § 2 genannten Träger der öffentlichen Ver-
waltung weniger Frauen als Männer befinden.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Ausbildung Vorausset-
zung für die Ausübung eines Berufes auch außerhalb
des öffentlichen Dienstes ist.

zu § 3 Absatz 1 sieht die vorrangige Vergabe von Ausbildungs-
plätzen an weibliche Bewerberinnen vor, wenn Frauen in
der betreffenden Laufbahn bzw. in dem betreffenden
Ausbildungsberuf unterrepräsentiert sind. Voraussetzung
für das Wirksamwerden dieser Regelung ist, dass im
Vergleich zu männlichen Mitbewerbern gleichwertige
Eignung, Befähigung und - soweit dies vor Beginn eines
Ausbildungsverhältnisses in Betracht kommt - gleichwer-
tige fachliche Leistungen vorliegen. Bei den Kriterien Eig-
nung, Befähigung und fachliche Leistung, von denen Ar-
tikel 33 Abs. 2 GG den Zugang zum öffentlichen Dienst
abhängig macht, handelt es sich jeweils um unbestimm-
te Rechtsbegriffe mit erheblichem Beurteilungsspiel-
raum. Zudem verlangt auch die Gewichtung der drei Kri-
terien untereinander ein wertendes Urteil. Hierauf wird
mit dem Begriff „gleichwertig” abgestellt. Qualifikations-
fremde Gesichtspunkte dürfen in diese Bewertung nicht
einbezogen werden. In den Regelungsbereich des Arti-
kels 33 Abs. 2 GG wird damit nicht eingegriffen. Die Re-
gelung erstreckt sich sowohl auf die Vorbereitungsdiens-
te für die einzelnen Beamtenlaufbahnen als auch auf die
im öffentlichen Dienst durchgeführten Berufsbildungs-
lehrgänge nach dem Berufsbildungsgesetz. Die Vorrang-
regelung greift nur ein, wenn sich in den jeweiligen Lauf-
bahnen oder Ausbildungsberufen weniger Frauen als
Männer befinden. Maßgebliche Bezugsgröße ist also das
zahlenmäßige Verhältnis von Frauen und Männern unter
den im jeweiligen Ausbildungsberuf bei einem Verwal-
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tungsträger Beschäftigten bzw. in der gesamten bei ei-
nem Verwaltungsträger eingerichteten Laufbahn.

Die Bestimmungen des Schwerbehindertengesetzes ge-
hen dieser Vorrangregelung im Konfliktfalle vor, da Bun-
desrecht entgegenstehendes Landesrecht verdrängt. Je-
doch besteht eine gesetzliche Verpflichtung zur Berück-
sichtigung von Schwerbehinderten nur im Rahmen des
Leistungsprinzips; ein Konflikt mit Regelungen zur vor-
rangigen Berücksichtigung von Frauen ergibt sich daher
nur, wenn auf Seiten eines Schwerbehinderten gleich-
wertige Qualifikation gegenüber der Mitbewerberin vor-
liegt. Diese Erwägungen gelten auch für Konkurrenzen
zu § 11 a ArbPlSchG.

Absatz 2 nimmt Ausbildungsgänge, deren Durchlaufen
auch Voraussetzung für die Ausübung eines Berufes au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes ist, von der Regelung
des Absatzes 1 aus. Wichtigste Fälle dieser Ausnahme-
vorschrift sind der juristische Vorbereitungsdienst und
das Lehrerreferendariat. Bei derartigen Monopolausbil-
dungsgängen steht jeder Bewerberin und jedem Bewer-
ber ein durch Artikel 12 GG verbürgter Ausbildungsan-
spruch zu.

§ 4 Einstellung

(1) Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung sind Frauen bei Begründung eines Beam-
ten- oder Richterverhältnisses vorrangig zu berücksichti-
gen, wenn sich in der betreffenden Laufbahn im Ge-
schäftsbereich der für die Personalauswahl zuständigen
Dienststelle weniger Frauen als Männer befinden; bei
laufbahnfreien Ämtern ist auf den Anteil in der jeweiligen
Besoldungsgruppe abzustellen. Soweit die Einstellung
von einer Dienststelle für mehrere Geschäftsbereiche
durchgeführt wird, ist der Frauenanteil in diesen Ge-
schäftsbereichen insgesamt zugrunde zu legen.

(2) Bei Begründung eines Arbeitsverhältnisses sind Frau-
en bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachlicher
Leistung vorrangig zu berücksichtigen, wenn sich in der
betreffenden Fallgruppe einer Vergütungs- oder Lohn-
gruppe im Geschäftsbereich der für die Personalauswahl
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zuständigen Dienststelle weniger Frauen befinden als
Männer. Sind mehrere Fallgruppen von Vergütungs- oder
Lohngruppen einer Laufbahn vergleichbar, ist der Anteil
der Frauen in diesen Fallgruppen insgesamt maßgeblich.
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Für Beamtenverhältnisse und Beschäftigungsverhält-
nisse, die zum Zwecke der Ausbildung begründet wer-
den, gilt § 3.

zu § 4 Absatz 1 bestimmt, dass bei der Begründung eines Be-
amtenverhältnisses oder eines Richterverhältnisses un-
ter der Voraussetzung gleichwertiger Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung (s. insoweit Begründung zu
§ 3 Abs. 1) Frauen vorrangig einzustellen sind, wenn ihr
Anteil in der betreffenden Laufbahn geringer ist als der
der Männer. Wegen möglicher Konkurrenzen mit dem
Schwerbehindertengesetz oder mit § 11 a ArbPlSchG
wird auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 verwiesen.

Maßgeblich für die Feststellung des Frauenanteils ist
grundsätzlich der Geschäftsbereich der für die Personal-
auswahl zuständigen Dienststelle. Auf Landesebene
wird dieser grundsätzlich dem Geschäftsbereich der für
die Ordnung der Laufbahnen zuständigen obersten
Dienstbehörde nach § 3 Abs. 3 SH.LVO entsprechen. So-
weit das Recht zur Personenauswahl jedoch an eine
nachgeordnete Dienststelle delegiert ist, ist zur Ermitt-
lung des maßgeblichen Frauenanteils in der Laufbahn
der Bereich zugrunde zu legen, für den die nachgeordne-
te Dienststelle zuständig ist. Im Regelfall ist der Frauen-
anteil in der gesamten Laufbahn des jeweiligen Ge-
schäftsbereiches entscheidend. In Fällen, in denen eine
Dienststelle Einstellungen zentral für mehrere Ge-
schäftsbereiche durchführt, ist der Frauenanteil in der
betreffenden Laufbahn in diesen Geschäftsbereichen
insgesamt zugrunde zu legen. Handelt es sich wie bei
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern um lauf-
bahnfreie Ämter, ist auf den Anteil der Frauen in der je-
weiligen Besoldungsgruppe abzustellen.

Absatz 2 trifft eine gleichartige Regelung für den Arbeit-
nehmerbereich. Da das Laufbahnprinzip nur für den Be-
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amtenbereich gilt, ist bei Angestellten grundsätzlich auf
den Anteil der Frauen in der Fallgruppe einer Vergütungs-
gruppe des BAT abzustellen, nach der das zu begründen-
de Arbeitsverhältnis bezahlt werden soll. Für das Verhält-
nis von Arbeiterinnen und Arbeitern gilt Entsprechendes
im Hinblick auf den MTL; der im BAT geregelte Begriff
der Fallgruppen wird für den Bereich des MTL entspre-
chend verwendet. Sofern mehrere Fallgruppen von Ver-
gütungs- und Lohngruppen in ähnlicher Weise aufeinan-
der aufbauen, wie es bei Laufbahnen der Fall ist, be-
stimmt Satz 2, dass dann der Anteil von Frauen in diesen
Fallgruppen insgesamt maßgeblich ist. Laufbahnähnlich-
keit verlangt jedenfalls, dass die fraglichen Fallgruppen
dieselbe Fachrichtung betreffen und dabei eine ver-
gleichbare Vor- und Ausbildung voraussetzen. Hiervon
kann beispielsweise in Fällen ausgegangen werden, in
denen ein Bewährungsaufstieg vorgesehen ist.

Absatz 3 grenzt den Anwendungsbereich von § 3 und 
§ 4 ab.

§ 5 Beförderung und Übertragung höherwertiger Tätig-

keiten

(1) Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung sind Frauen vorrangig zu befördern, wenn
sich in dem angestrebten Beförderungsamt der Lauf-
bahn im Geschäftsbereich der für die Personalauswahl
zuständigen Dienststelle weniger Frauen als Männer be-
finden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn, ohne dass sich
die Amtsbezeichnung ändert, ein anderes Amt mit höhe-
rem Endgrundgehalt übertragen wird.

(2) Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung sind Frauen vorrangig höherwertige Tätig-
keiten, die eine Höhergruppierung auslösen, zu übertra-
gen, wenn sich in der damit verbundenen Fallgruppe ei-
ner Vergütungs- oder Lohngruppe im Geschäftsbereich
der für die Personalauswahl zuständigen Dienststelle
weniger Frauen als Männer befinden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für eine
Versetzung, Abordnung oder Umsetzung, für die Zulas-
sung zum Aufstieg oder für sonstige personelle Maßnah-
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men, die eine künftige Beförderung, eine ihr gleichge-
stellte Maßnahme oder eine Übertragung höherwertiger
Tätigkeiten ermöglichen.

zu § 5 Die Vorschrift regelt, unter welchen Voraussetzungen
Frauen bei der weiteren beruflichen Entwicklung vorran-
gig zu berücksichtigen sind. Wegen des Vorbehaltes
gleichwertiger Qualifikation kann auf die Begründung zu
§ 3 verwiesen werden. Bei Konkurrenzen mit dem
Schwerbehindertengesetz oder dem Arbeitsplatzschutz-
gesetz gilt ebenfalls das in der Begründung zu § 3 Ge-
sagte.

Absatz 1 bezieht sich auf den Beamtenbereich und Rich-
terbereich und bindet den Richterwahlausschuss. Er trifft
Regelungen für Beförderungen und personelle Maßnah-
men, die zu einer beruflichen Besserstellung führen. Bei
der Bestimmung des maßgeblichen Frauenanteils ist –
anders als bei Einstellungen – nicht auf die Situation in
der gesamten Laufbahn abzustellen; es kommt vielmehr
darauf an, wie hoch der Frauenanteil in dem angestreb-
ten Beförderungsamt der Laufbahn ist.

Absatz 2 trifft eine gleichartige Regelung für den Arbeit-
nehmerbereich. Maßgeblich ist der Frauenanteil in der
angestrebten höherwertigen Vergütungs- oder Lohngrup-
pe im Hinblick auf die jeweils einschlägige Fallgruppe.

Absatz 3 sieht die vorrangige Berücksichtigung von
Frauen, sofern sie unterrepräsentiert und gleichwertig
qualifiziert sind, auch für alle personellen Maßnahmen
vor, die im Hinblick auf eine künftige Beförderung oder
vergleichbare Personalmaßnahme sowie auf die künftige
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten getroffen wer-
den.

§ 6 Härteklausel

Die §§ 3 bis 5 gelten nicht, wenn in der Person eines
Mitbewerbers so schwerwiegende Gründe vorliegen,
dass seine Nichtberücksichtigung auch unter Beachtung
des Gebotes zur Gleichstellung der Frauen eine unzu-
mutbare Härte bedeuten würde.
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zu § 6 Die Vorschrift sieht eine Ausnahmeregelung von den in
§§ 3 bis 5 enthaltenen Vorrangregelungen vor, wenn in
einem konkreten Einzelfall in der Person eines männli-
chen Mitbewerbers schwerwiegende Gründe vorliegen.
Diese müssen so erheblich sein, dass die durch Artikel 6
der schleswig-holsteinischen Landesverfassung den Trä-
gern der öffentlichen Verwaltung aufgegebene Förde-
rung auch tatsächlicher Gleichstellung von Frauen aus-
nahmsweise zurücktreten muss. Die bevorzugte Berück-
sichtigung einer Frau muss für den männlichen Mitbe-
werber zu einer unzumutbaren Härte führen. Liegen le-
diglich Umstände vor, die im traditionellen Geschlechts-
rollenmuster begründet sind, etwa dass der Mann Allein-
verdiener ist, wäre dies allein für eine unzumutbare Här-
te nicht ausreichend. Die Voraussetzungen der Vorschrift
dürfen aber beispielsweise vorliegen, wenn die Nichtbe-
rücksichtigung des männlichen Mitbewerbers dazu füh-
ren würde, dass er endgültig nicht mehr als Beamter ein-
gestellt werden kann, weil er vor weiteren möglichen
Bewerbungen eine durch oder aufgrund eines Gesetzes
festgelegte Altersgrenze erreicht hätte.

In der Abwägung der beteiligten Interessenten sind auch
die persönlichen Belange der Bewerberin einzubeziehen,
die ansonsten aufgrund §§ 3 bis 5 vorrangig zu berück-
sichtigen wären.

§ 7 Arbeitsplatzausschreibung

(1) In Bereichen, in denen Frauen nach Maßgabe der §§
3 bis 5 unterrepräsentiert sind, müssen freie Arbeitsplät-
ze ausgeschrieben werden. In der Ausschreibung sind
die Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes
anzugeben. Sie ist so abzufassen, dass sie durchgängig
Frauen und Männer gleichermaßen anspricht. Es ist da-
rauf hinzuweisen, dass Frauen bei gleichwertiger Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung vorrangig be-
rücksichtigt werden.
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(2) Freie Arbeitsplätze sind solche, die
1. neu geschaffen worden sind oder
2. besetzbar geworden sind durch
2. a) Ausscheiden von Beschäftigten aus dem aktiven

Dienst des jeweiligen Trägers der öffentlichen Ver-
waltung,

2. b) Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder Teilzeittätig-
keit von Beschäftigten für die Dauer dieser Zeit,

2. c) Versetzung, Abordnung, Zuweisung oder Umset-
zung von Beschäftigten.

(3) Die Ausschreibung muss mindestens dienststellen-
übergreifend erfolgen, soweit innerhalb des jeweiligen
Trägers der öffentlichen Verwaltung Bewerbungen mög-
lich sind, die den Anforderungen des zu besetzenden Ar-
beitsplatzes entsprechen; bei Führungspositionen soll
grundsätzlich eine öffentliche Ausschreibung erfolgen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Ausbildungsplät-
ze, soweit nicht ein Ausbildungsanspruch besteht.

(5) Mit Zustimmung der Gleichstellungsbeauftragten
oder der Frauenbeauftragten der Hochschulen nach § 66
Buchst. b und c des Hochschulgesetzes kann
1. von einer Ausschreibung in den Fällen des Absatzes 2

Nr. 2 Buchst. b und c oder
2. von einer öffentlichen Ausschreibung für Führungspo-

sitionen
abgesehen werden. § 97 des Hochschulgesetzes bleibt
unberührt. Bei Verweigerung der Zustimmung durch die
Gleichstellungsbeauftragte gilt § 22 Abs. 2 bis 4 entspre-
chend.

(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für
1. Beamtinnen und Beamte nach § 48 Abs. 1, §§ 221

und 222 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes oder
2. Arbeitsplätze, die für Beschäftigte vorgesehen sind,
2. a) die nach einer Beurlaubung, einer Abordnung oder

einer Zuweisung zurückkehren,
2. b) die für ihr berufliches Fortkommen erfolgreich an ei-

nem Auswahlverfahren teilgenommen haben,
2. c) die erstmalig einen Arbeitsplatz besetzen, nachdem

sie vor Beginn einer bei dem jeweiligen Träger der
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öffentlichen Verwaltung abgeschlossenen Ausbil-
dung oder vor Einstellung an einem Vorstellungsge-
spräch oder an einem Auswahlverfahren erfolgreich
teilgenommen haben oder

2. d) deren bisherige Arbeitsplätze aufgrund von Organi-
sationsentscheidungen entfallen sind bzw. sollen
oder

2. e) die auf der Grundlage eines mit Gleichstellungsbe-
auftragter und Personalrat sowie den für ressort-
übergreifende Personalentwicklungsmaßnahmen
zuständigen Stellen abgestimmten Personalent-
wicklungskonzeptes versetzt, abgeordnet, zugewie-
sen oder umgesetzt werden.

(7) Für jeden neu besetzten Arbeitsplatz ist festzuhalten,
1. ob er an eine Frau oder einen Mann vergeben wurde,
2. ob eine Ausschreibung erfolgt ist und
3. wenn ja, wie hoch der Anteil von Frauen unter den

eingegangenen Bewerbungen und den zum Vorstel-
lungsgespräch eingeladenen Personen war,

4. und mit wie vielen Frauen und Männern das Auswahl-
gremium besetzt war.

zu § 7 Nach Absatz 1 müssen freie Arbeitsplätze ausgeschrie-
ben werden, wenn sie einen Bereich betreffen, in dem
Frauen bisher geringer vertreten sind als Männer. Die
Vorschrift konkretisiert damit § 10 Abs. 2 LBG für die Fäl-
le der Unterrepräsentanz von Frauen.

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass die Ausschreibung die
Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes ver-
bindlich nennen muss. Damit soll gewährleistet werden,
dass das Anforderungsprofil im weiteren Stellenbeset-
zungsverfahren nicht beliebig verändert werden kann.
Für den richterlichen Bereich bleibt die Befugnis des Prä-
sidiums, den Geschäftsverteilungsplan festzulegen bzw.
zu ändern, unberührt. Satz 3 verlangt, dass die Aus-
schreibung durchgängig Frauen und Männer gleicherma-
ßen ansprechen muss; sie muss nach Satz 4 ferner den
Hinweis enthalten, dass Frauen unter den Voraussetzun-
gen der §§ 3 bis 5 vorrangig berücksichtigt werden.
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Absatz 2 regelt, wann von einem freien Arbeitsplatz im
Sinne des Absatzes 1 auszugehen ist. Dies ist immer
dann der Fall, wenn ein Arbeitsplatz – sei es durch Ent-
scheidung des Haushaltsgesetzgebers, sei es durch or-
ganisatorische Veränderungen in der Dienststelle bzw.
bei dem jeweiligen Träger der öffentlichen Verwaltung –
neu geschaffen wird. Freie Arbeitsplätze entstehen fer-
ner durch – auch zeitweiliges – Ausscheiden von Be-
schäftigten aus dem aktiven Dienst oder infolge des
Wechsels von Beschäftigten auf andere Arbeitsplätze.
Beförderungen, die ohne Arbeitsplatzwechsel erfolgen,
werden von der Ausschreibungspflicht dagegen nicht er-
fasst.

Absatz 3 bestimmt, dass eine Stellenausschreibung
grundsätzlich mindestens im Bereich des jeweiligen Ver-
waltungsträgers dienststellenübergreifend erfolgen
muss. Eine Ausschreibung lediglich innerhalb der Dienst-
stelle, bei der sich eine Vakanz ergeben hat, ist also nicht
ausreichend. Führungspositionen sollen weitergehend
öffentlich, d.h. über den Bereich des jeweiligen Verwal-
tungsträgers hinausgehend, ausgeschrieben werden.
Wann eine Führungsposition vorliegt, richtet sich nach
den Umständen des Einzelfalles und kann auf kommuna-
ler Ebene und bei nachgeordneten Behörden anders zu
beurteilen sein als bei einer obersten Landesbehörde.
Stets von einer Führungsposition auszugehen ist bei sol-
chen, die nach der Besoldungsgruppe B vergütet wer-
den sowie bei Dienststellenleitungen und deren Vertre-
tung. Eine öffentliche Ausschreibung wird vielfach nicht
sinnvoll auf das Amtsblatt beschränkt werden können,
sondern sollte – je nach Bedeutung der Position – in re-
gionalen und überregionalen Tageszeitungen sowie in
Wochen- oder Fachzeitschriften erfolgen.

Durch Absatz 4 wird die Ausschreibungspflicht nach
Maßgabe der Absätze 1 bis 3 auch auf Ausbildungsplät-
ze erstreckt. Dies ist nicht erforderlich, soweit wie bei
Referendarstellen für den Justiz- und Lehrerbereich oh-
nedies ein Ausbildungsanspruch besteht.

Nach Absatz 5 kann in den Fällen des Abs. 2 Nr. 2 b und
c oder des Abs. 3 letzter Halbsatz mit Zustimmung der
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Gleichstellungsbeauftragten von einer Ausschreibung
bzw. von einer öffentlichen Ausschreibung abgesehen
werden. Dadurch werden einzelfalladäquate, flexible Lö-
sungen für solche Konstellationen ermöglicht, in denen –
ohne die Belange der Frauenförderung zu verletzen – der
Verzicht auf eine Ausschreibung sachgerecht erscheint.
Zwecks Wahrung des Ressortprinzips werden bei ver-
bleibendem Dissens zwischen Gleichstellungsbeauftrag-
ter und Dienststelle die Vorschriften über das Verfahren
nach Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten für
entsprechend anwendbar erklärt.

Generell von der Ausschreibungspflicht nicht erfasst sind
nach Absatz 6 die in § 48 Abs. 1 LBG genannten Positio-
nen für so genannte politische Beamte sowie die in §§
221 und 222 Abs. 1 LBG genannten*. Weitere generelle
Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht müssen bei
Arbeitsplätzen gelten, die für Beschäftigte vorgesehen
sind, die nach einer Beurlaubung, einer Abordnung oder
einer Zuweisung zurückkehren oder deren bisheriger Ar-
beitsplatz eingespart werden soll.

Nicht erforderlich ist eine Ausschreibung ferner bei Be-
schäftigten, die erstmalig einen Arbeitsplatz erhalten sol-
len, nachdem sie vor Beginn einer bei dem jeweiligen
Träger der öffentlichen Verwaltung abgeschlossenen
Ausbildung oder vor der Einstellung bereits ein Auswahl-
verfahren durchlaufen haben.

Ebenfalls nicht sachgerecht erscheint eine Ausschrei-
bung bei Arbeitsplätzen, die für Beschäftigte vorgesehen
sind, die sich – wie etwa im Falle des Aufstiegs – für ihr
berufliches Fortkommen bereits einem besonderen Aus-
wahlverfahren unterzogen haben. Eine Ausnahme von
der Ausschreibungspflicht ist weiterhin vorgesehen,
wenn Beschäftigte im Rahmen eines Personalentwick-
lungskonzeptes für bestimmte Arbeitsplätze vorgesehen
werden. Um für die Beschäftigten jedoch Transparenz zu
ermöglichen, ist ein mit Gleichstellungsbeauftragter und
Personalrat sowie den für ressortübergreifende Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen abgestimmtes Personalent-
wicklungskonzept erforderlich.

24

*Beachte: §§ 221, 222 LBG wurden zwischenzeitlich gestrichen



Nach Absatz 7 ist künftig bei jeder Neubesetzung eines
Arbeitsplatzes festzuhalten, ob er an eine Frau oder einen
Mann vergeben wurde. Festzuhalten ist ferner, ob dem
eine Ausschreibung vorausgegangen ist und – falls dies
der Fall war – wie hoch der Frauenanteil unter den einge-
gangenen Bewerbungen und den zum Vorstellungsge-
spräch eingeladenen Personen war. Die Zusammenset-
zung des Auswahlgremiums lässt Rückschlüsse darauf
zu, inwieweit sich der Frauenanteil im Auswahlgremium
auf die Frauenförderung auswirkt. Diese Angaben stellen
eine wesentliche Voraussetzung dar, um die Entwicklung
der Beschäftigtenstruktur an einer Dienststelle verfolgen
und Veränderungen in Bereichen, in denen Frauen unter-
repräsentiert sind, feststellen zu können.

§ 8 Auswahlgrundsätze

(1) Die Qualifikation ist ausschließlich an solchen Eig-
nungs-, Befähigungs- und fachlichen Leistungsmerkma-
len zu messen, die den Anforderungen der Laufbahn
oder des Berufs oder im Falle eines Personalentwick-
lungskonzeptes der angestrebten Stelle entsprechen.

(2) Für die Beurteilung der Eignung sind Erfahrungen und
Fähigkeiten aus der Betreuung von Kindern oder Pflege-
bedürftigen einzubeziehen, soweit diese Qualifikationen
für die zu übertragenden Aufgaben von Bedeutung sind.

(3) Bei der Feststellung von Eignung, Befähigung und
fachlicher Leistung darf das Dienst- oder Lebensalter nur
berücksichtigt werden, wenn sich dadurch die berufli-
chen Kenntnisse erweitert haben. Im Übrigen können
Dienst- oder Lebensalter berücksichtigt werden, soweit
die §§ 3 bis 6 nicht entgegenstehen.

(4) Der Familienstand darf nicht nachteilig berücksichtigt
werden.

(5) Schwangerschaft und die Möglichkeit einer Schwan-
gerschaft dürfen nicht zum Nachteil einer Frau berück-
sichtigt werden.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Ausbil-
dungsplätze.
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Zu § 8 Absatz 1 greift deklaratorisch auf, dass sich Eignung,
Befähigung und fachliche Leistung in Artikel 33 Abs. 2
GG nicht auf die Ausübung einer Tätigkeit im öffentli-
chen Dienst überhaupt, sondern auf eine bestimmte
Laufbahn oder einen konkreten Beruf beziehen müssen.
Die nach §§ 3 bis 5 maßgebliche Qualifikation ist ent-
sprechend zu ermitteln. Die Kriterien für die Beurteilung
der Qualifikation sind nicht immer hinreichend objekti-
viert. Damit ist die Gefahr einer ergebnisorientierten Mi-
schung und Gewichtung von beliebig deutbaren Kriterien
gegeben, die von den Anforderungen der zu besetzen-
den Stelle im vorhinein exakt und differenziert bestimmt
werden. Nur so kann die Qualifikation der sich Bewer-
benden verlässlich am Anforderungsprofil der Stelle ge-
messen werden. Insbesondere scheiden Zusatzqualifika-
tionen aus, die mit der konkreten Aufgabenstellung in
keinem fachlichen Zusammenhang stehen. Beispielswei-
se darf eine breitere berufliche Erfahrung nur dann zum
Maßstab gemacht werden, wenn die Stelle dies erfor-
dert.

Absatz 3 Satz 1 stellt ausdrücklich klar, dass Dienst- und
Lebensalter als solche nicht Bestandteil von Eignung,
Befähigung und fachlicher Leistung sein können. Dage-
gen kann sich aus einem höheren Dienst- oder Lebensal-
ter resultierende Erfahrung auf Eignung, Befähigung
oder fachliche Leistung auswirken, wenn sie zu einer Er-
weiterung der beruflichen Kenntnisse führt. Hiervon
kann jedoch nicht pauschalierend ausgegangen werden;
Qualifikationsvorteile aufgrund des Dienst- und Lebensal-
ters müssen vielmehr konkreter Feststellung zugänglich
sein. Unabhängig hiervon zulässig bleiben gesetzliche
oder sonstige laufbahnrechtliche Mindest- oder Höchst-
altersgrenzen, die auf einer begründeten generellen Eig-
nungsfeststellung fußen. Als Hilfskriterien sind Dienst-
und Lebensalter nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts mit dem Leistungsprinzip des Arti-
kel 33 Abs. 2 GG nur vereinbar, wenn es um individuelle
Auswahlentscheidungen unter Beschäftigten bzw. Be-
werberinnen und Bewerbern geht, die bereits nach Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung im wesentli-
chen gleich beurteilt worden sind (BVerwGE 80, 123).
Satz 2 stellt ausdrücklich klar, dass die Heranziehung
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dieser Hilfskriterien nur erfolgen darf, soweit die Vor-
rangregelung der §§ 3 bis 6 gewahrt bleibt.

Nach Absatz 4, der das entsprechende Diskriminie-
rungsverbot in EG-Richtlinie 76/207 aufgreift, ist es un-
tersagt, den Familienstand von Bewerberinnen oder Be-
werbern nachteilig zu berücksichtigen. Der Begriff „Fa-
milienstand” bezieht sich dabei nicht nur auf die Frage,
ob eine Person etwa verheiratet oder ledig ist, sondern –
weitergehend als der personenstandsrechtliche Termi-
nus – auch darauf, ob jemand mit Kindern oder anderen
betreuungsbedürftigen Angehörigen zusammenlebt. Un-
zulässig ist es danach etwa, bei Frauen wegen der Dop-
pelbelastung durch Haushalt und Kinder auf geringere
berufliche Einsatzbereitschaft zu schließen. Auch Vorbe-
halte, wie sie häufiger gegenüber Alleinerziehenden ge-
äußert werden, unterliegen dem Diskriminierungsverbot.

Absatz 5 beinhaltet eine Konkretisierung des Diskrimi-
nierungsverbotes aus Art. 3 Abs. 3 GG „wegen des Ge-
schlechts”. Danach darf etwa der Gesichtspunkt, eine
Bewerberin könne alsbald Kinder bekommen und aus
diesem Grunde ihre Berufstätigkeit unterbrechen oder
aufgeben, bei einer Personalentscheidung keine nachtei-
lige Rolle spielen. Aus Absatz 5 ergibt sich ebenfalls das
grundsätzliche Verbot, im Einstellungsgespräch nach ei-
ner etwaigen Schwangerschaft zu fragen. Fragen nach
einer Schwangerschaft haben grundsätzlich die Intenti-
on, die Einstellung einer schwangeren Frau zu verhin-
dern. Sie enthalten regelmäßig eine unzulässige Benach-
teiligung wegen des Geschlechts. Der EuGH hat hierzu
in seinem Urteil vom 08. November 1990 (Rs-C 177/88)
entschieden, in der Ablehnung einer Bewerberin wegen
ihrer Schwangerschaft liege eine unzulässige Diskrimi-
nierung wegen ihres Geschlechts.

§ 9 Höchstaltersgrenzen

(1) Höchstaltersgrenzen für den Zugang zum öffentlichen
Dienst, die nicht unmittelbar durch Gesetz bestimmt
sind, erhöhen sich für Bewerberinnen und Bewerber, die
wegen der Betreuung eines Kindes unter 18 Jahren oder
einer oder eines sonstigen pflegebedürftigen Angehöri-
gen von einer Bewerbung vor Erreichen des ansonsten
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maßgeblichen Höchstalters abgesehen haben, um 4 Jah-
re, bei Betreuung mehrerer Personen um höchstens 8
Jahre, jedoch nicht über das 50. Lebensjahr hinaus. Satz
1 gilt nur insoweit, als nicht bereits aufgrund anderer
Rechtsvorschriften eine Überschreitung des regelmäßig
geltenden Höchstalters zulässig ist.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Höchstaltersgrenzen,
die das berufliche Fortkommen im öffentlichen Dienst
betreffen. Eine Höchstaltersgrenze von 58 Jahren für
den Aufstieg in nächsthöhere Laufbahngruppen bleibt
unberührt.

(3) Gesetze und Verordnungen, die das berufliche Fort-
kommen im öffentlichen Dienst nach Erreichen eines be-
stimmten Lebensalters erschweren, sind nicht anzuwen-
den, wenn Beschäftigte das maßgebliche Lebensalter
wegen der Betreuung eines Kindes unter 18 Jahren, ei-
ner oder eines sonstigen pflegebedürftigen Angehörigen
überschreiten.

Zu § 9: Die Vorschrift ist § 14 Abs. 2 Satz 3 BLV nachgebildet.
Die bezieht sich jedoch nicht nur auf die Höchstalters-
grenzen, die für den Zugang zu einem Vorbereitungs-
dienst nach § 12 Abs. 2 SH.LVO* und den entsprechen-
den Vorschriften in besonderen Laufbahnverordnungen
maßgeblich sind, sondern erfasst in Absatz 1 auch
Höchstaltersgrenzen für die Einstellung als Beamtin oder
Beamter auf Probe sowie für die Einstellung von Perso-
nen, die nicht Laufbahnbewerberinnen oder Laufbahnbe-
werber sind. Erweitert werden alle Höchstaltersgrenzen,
die nicht durch Gesetz bestimmt sind. Unberührt bleiben
damit die für eine Berufung in das Beamtenverhältnis all-
gemein geltende Altersgrenze des § 9 Abs. 1 Nr. 3 i. V.
m. § 53 LBG und die für andere Bewerberinnen und Be-
werber geltende Grenze des § 30 Abs.2 Satz 2 LBG. Er-
fasst wird dagegen unter anderem die nach § 48 LHO
durch Verwaltungsvorschrift zu bestimmende, also nicht
unmittelbar gesetzliche Höchstaltersgrenze.
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Anders als § 14 Abs. 2 BLV, der nur Verzögerungen durch
Kinderbetreuung betrifft, gilt die Erweiterung der Höchst-
altersgrenzen durch das Gleichstellungsgesetz auch für
Fälle, in denen ein anderer pflegebedürftiger Angehöri-
ger betreut worden ist. Ebenso wie in der Bundeslauf-
bahnverordnung handelt es sich um eine pauschalieren-
de Erweiterung des regelmäßig geltenden Höchstalters,
ohne dass die Dauer der tatsächlichen Zugangsverzöge-
rung im Einzelfall nachgewiesen werden müsste. Die Er-
höhung wird jedoch nach Satz 2 nur insoweit wirksam,
als nicht bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften die
Überschreitung des regelmäßigen Höchstalters ermög-
licht wird.

Absatz 2 erstreckt die Regelung auch auf das berufliche
Fortkommen im öffentlichen Dienst. Damit werden vor
allem die Voraussetzungen für den Aufstieg in eine ande-
re Laufbahn erfasst. Ausdrücklich unberührt bleibt nach
Satz 2 im Falle des Aufstiegs jedoch ein in den Lauf-
bahnverordnungen vorgesehenes Höchstalter von 58
Jahren.

Absatz 3 erfasst ferner Altersgrenzen, die das berufliche
Fortkommen erschweren, ohne jedoch Höchstalters-
grenzen darzustellen. Gemeint sind damit beispielsweise
Regelungen, die in Abhängigkeit vom Lebensalter die
Teilnahmemöglichkeit an Prüfungen u. ä. an strengere
Voraussetzungen knüpfen als bei lebensjüngeren Be-
schäftigten. Hierfür fehlt bei Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die wegen der Betreuung von Kindern oder
sonstigen pflegebedürftigen Angehörigen an derartigen
für das berufliche Fortkommen erheblichen Prüfungen
erst später teilnehmen können, jeder rechtfertigende
Grund.

§ 10 Fort- und Weiterbildung

(1) Zu beruflichen Fort- und Weiterbildungsveranstaltun-
gen sollen Frauen und Männer im Rahmen des ange-
sprochenen Adressatenkreises zu gleichen Anteilen zu-
gelassen werden; Frauen sind mindestens entsprechend
ihrem Anteil an den Bewerbungen zuzulassen. Kann
nicht nach Satz 1 verfahren werden, weil nur ein Teilnah-
meplatz zu vergeben ist, müssen Frauen und Männer al-
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ternierend berücksichtigt werden, wenn die Veranstal-
tung wiederholt angeboten wird; anderenfalls entschei-
det das Los.

(2) In Programme zur beruflichen Fort- und Weiterbildung
sind Veranstaltungen zum Thema Gleichstellung von
Frauen aufzunehmen. Bei Veranstaltungen zu Führungs-
verhalten, Personal- oder Organisationsangelegenheiten
ist das Thema Gleichstellung einzubeziehen.

Zu § 10: Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass Frauen und Männer
künftig zu gleichen Anteilen Zugang zu Fortbildungsver-
anstaltungen im Rahmen des angesprochenen Adressa-
tenkreises haben sollen. Mindestens müssen Frauen
entsprechend ihrem Anteil an den jeweiligen Bewerbun-
gen für eine Fort- oder Weiterbildungsveranstaltung be-
rücksichtigt werden. Unabhängig davon, wie das Verfah-
ren für die Teilnehmerauslese im Einzelnen ausgestaltet
ist, ist unter einer „Bewerbung” jede ernsthafte Bekun-
dung von Interesse an der Veranstaltung zu verstehen.
Die Vorschrift bindet zunächst alle Veranstalterinnen und
Veranstalter von Fort- und Weiterbildungsangeboten, so-
weit sie den Trägern der öffentlichen Verwaltung nach 
§ 2 Abs. 1 zuzurechnen sind. Sofern durch die Dienst-
stellen eine Vorauswahl getroffen wird, sind auch diese
an die Vorschrift gebunden. Satz 2 regelt, wie zu verfah-
ren ist, wenn eine hälftige oder anteilige Berücksichti-
gung nicht möglich ist, weil nur ein Teilnahmeplatz ver-
geben werden kann, so etwa in Fällen, in denen den
Dienststellen ein auf eine Person begrenztes Vorschlags-
oder Benennungsrecht zusteht. In diesen Fällen sind
Frauen und Männer alternierend zu berücksichtigen,
wenn die entsprechenden Veranstaltungen wiederholt
angeboten werden. Anderenfalls entscheidet das Los.
Nach Absatz 2 sind Veranstaltungen zum Thema Gleich-
stellung von Frauen in Fort- und Weiterbildungsanbote
aufzunehmen. Das Thema muss darüber hinaus generell
in Veranstaltungen zu Führungsverhalten, Personal- oder
Organisationsangelegenheiten einbezogen werden. Auf
diese Weise sollen Vorgesetzte sowie Beschäftigte, die
für Personal- und Organisationsangelegenheiten zustän-
dig sind und künftig sein werden, erreicht werden.

30



§ 11 Frauenförderplan

(1) Jede einen Stellenplan bewirtschaftende Dienststelle
mit regelmäßig mindestens 20 Beschäftigten hat für je-
weils vier Jahre einen Frauenförderplan aufzustellen.
Personalstellen mehrerer Dienststellen können in einem
Frauenförderplan zusammengefasst werden.

(2) Personalstellen im Sinne dieses Gesetzes sind Plan-
stellen und Stellen im Sinne von § 17 der Landeshaus-
haltsordnung Schleswig-Holstein sowie alle Stellen, die
in Erläuterungen zu Haushaltsplänen ausgewiesen sind.
In Dienststellen, in denen keine Planstellen vorhanden
sind und in denen § 17 der Landeshaushaltsordnung
Schleswig-Holstein keine Wirksamkeit entfaltet, sind
Personalstellen im Sinne des Gesetzes alle Stellen, die in
Stellenplänen geführt werden.

(3) Grundlage des Frauenförderplans sind eine Bestands-
aufnahme und eine Analyse der Beschäftigtenstruktur
sowie eine Schätzung der im Geltungsbereich des Frau-
enförderplans zu besetzenden Personalstellen, mögli-
chen Beförderungen und durch Abbau wegfallenden
Stellen.

(4) Der Frauenförderplan enthält für jeweils zwei Jahre
verbindliche Zielvorgaben, bezogen auf den Anteil der
Frauen bei Einstellungen und Beförderungen zur Erhö-
hung des Frauenanteils in Bereichen, in denen Frauen
unterrepräsentiert sind. In den Zielvorgaben ist zumin-
dest ein Frauenanteil vorzusehen, der dem Anteil der
Frauen an der nächstniedrigeren Besoldungs-, Vergü-
tungs- und Lohngruppe entspricht. Bei Neueinstellungen
sind Frauen zur Hälfte zu berücksichtigen.

(5) In dem Frauenförderplan ist festzulegen, in welcher
Zeit und mit welchen personellen, organisatorischen und
fortbildenden Maßnahmen die Gleichstellungsverpflich-
tung nach § 1 gefördert werden soll. Wenn personalwirt-
schaftliche Maßnahmen vorgesehen sind, durch die Stel-
len gesperrt werden oder wegfallen sollen, hat der Frau-
enförderplan Zielvorgaben zu enthalten, nach denen der
Frauenanteil zumindest gleich bleibt.
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(6) An der Erstellung des Frauenförderplans ist die
Gleichstellungsbeauftragte von Anfang an zu beteiligen.
Die Rechte des Personalrats bleiben unberührt.

(7) Die Frauenförderpläne werden von der Dienststellen-
leitung in den Dienststellen, deren Personalstellen sie
betreffen, bekannt gemacht.

(8) Solange kein Frauenförderplan aufgestellt ist, dürfen
in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind,
keine Einstellungen und Beförderungen vorgenommen
werden. Dies gilt nicht für die Übergangszeit nach § 26
Abs. 1. Ist der Frauenförderplan wegen eines Verfahrens
nach §§ 52 ff des Mitbestimmungsgesetzes noch nicht
in Kraft, dürfen keine Einstellungen und Beförderungen
vorgenommen werden, die dem bereits aufgestellten
Frauenförderplan zuwiderlaufen.

(9) § 33 Abs. 1 des Hochschulgesetzes bleibt unberührt.

§ 12 Teilzeitbeschäftigung

(1) Alle Arbeitsplätze sind grundsätzlich auch mit Teilzeit-
beschäftigten besetzbar, wenn nicht zwingende dienstli-
che Belange die Besetzung mit Vollzeitbeschäftigten er-
fordern. In einer Arbeitsplatzausschreibung ist auf die
Möglichkeit zur Teilzeitbeschäftigung hinzuweisen.

(2) Teilzeitbeschäftigung muss mit mindestens der Hälfte
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit angeboten
werden, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas an-
deres bestimmt ist. Die reduzierte Stundenzahl von Teil-
zeitbeschäftigten ist im Rahmen des Haushaltsrechtes
personell auszugleichen. Von Möglichkeiten zur Zusam-
menfassung mehrerer Reststellen ist Gebrauch zu ma-
chen. Beschäftigungsverhältnisse, die die sozialversiche-
rungspflichtige Grenze unterschreiten, dürfen nicht be-
gründet werden.

(3) Teilzeitbeschäftigte dürfen in ihrer beruflichen Ent-
wicklung gegenüber Vollzeitbeschäftigten nicht benach-
teiligt werden.
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(4) Streben Beschäftigte, die aus familiären Gründen teil-
zeitbeschäftigt sind, wieder eine Vollzeitbeschäftigung
an, sind sie bei der Neubesetzung eines gleichwertigen
Arbeitsplatzes vorrangig zu berücksichtigen.

(5) Als Teilzeitbeschäftigung im Sinne dieses Gesetzes
gelten nur auf Dauer angelegte Beschäftigungen.

Zu § 12: Absatz 1 enthält die grundsätzliche Feststellung, dass
die Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst auch durch Teil-
zeitbeschäftigte besetzbar sind. Dies soll sicherstellen,
dass Beschäftigte, die einer Teilzeitbeschäftigung nach-
gehen, nicht von vornherein bei der Besetzung bestimm-
ter Arbeitsplätze, vor allem solchen mit Vorgesetzten-
und Führungsfunktionen, ausgeschlossen sind. Ausnah-
men von diesem Grundsatz sind zulässig, soweit im kon-
kreten Fall zwingende dienstliche Belange die Besetzung
von Arbeitsplätzen mit Vollzeitbeschäftigten erfordern.
Aus organisatorischen und finanziellen Gründen kann ei-
ne Vollzeitbeschäftigung von vornherein zwingend gebo-
ten sein, wenn beispielsweise die Zahl der Arbeitsplätze
aufgrund der räumlichen Situation oder aus Kostengrün-
den nicht erweitert werden kann. Die zwingenden Grün-
de können aber auch erst nach einer Ausschreibung ent-
stehen, wenn zum Beispiel sämtliche Teilzeit interessier-
ten Bewerberinnen und Bewerber nur für eine Arbeit am
Vormittag zur Verfügung stehen. Sollten flexible Arbeits-
zeiten oder Jobsharing-Modelle es nicht ermöglichen,
den Teilzeitwünschen zu entsprechen, kann in diesem
Fall die Vollzeitbeschäftigung zwingend begründet sein.
Um unzulässige Benachteiligungen zu verhindern, ist je-
doch erforderlich, auch in Positionen mit höherwertigen
Besoldungs- und Vergütungsgruppen Teilzeitbeschäfti-
gung zu ermöglichen und so Barrieren für die berufliche
Entwicklung von Teilzeitbeschäftigten zu beseitigen. Nur
auf diese Weise kann erreicht werden, dass Teilzeitarbeit
auch für Männer attraktiv wird und es zu einer gleichge-
wichtigen Wahrnehmung von Familienpflichten durch
Frauen und Männer kommen kann.

Nach Absatz 2 muss Teilzeitbeschäftigung mit mindes-
tens der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit, und damit versicherungspflichtig, angeboten wer-
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den. Etwas anderes gilt nur, wenn Rechtsvorschriften
wie etwa das Bundeserziehungsgeldgesetz oder die Er-
ziehungsurlaubsverordnung* ausdrücklich eine Tätigkeit
in geringerem Umfang vorsehen. Jenseits der Mindest-
grenze lässt die Vorschrift Raum für diverse Gestaltungs-
möglichkeiten hinsichtlich der Anzahl und Verteilung wö-
chentlicher Arbeitsstunden, damit den individuellen Be-
dürfnissen der Beschäftigten entsprochen werden kann.
In dem Unfang, in dem sich die wöchentliche Arbeitszeit
durch Teilzeitbeschäftigung reduziert, muss von Seiten
der Dienststelle ein personeller Ausgleich vorgenommen
werden. Diese Verpflichtung besteht nur dann nicht,
wenn die verbleibende „Reststelle” unterhalb der sozial-
versicherungspflichtigen Grenze liegen würde. In derarti-
gen Fällen ist jedoch von der Möglichkeit zur Zusammen-
fassung mehrerer Reststellen Gebrauch zu machen. Be-
schäftigungsverhältnisse, die die sozialversicherungs-
pflichtige Grenze unterschreiten, dürfen nicht begründet
werden.

Absatz 3 enthält ein umfassendes Benachteiligungsver-
bot für Teilzeitbeschäftigte, wie es, basierend auf der
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes zur
mittelbaren Diskriminierung, auch das Bundesarbeitsge-
richt (BAG vom 05.11.1992, 6 AZR 420/91; BAG vom
02.12.1992, 4 AZR 152/92) mehrfach bestätigt hat. Da-
nach sind insbesondere Regelungen, die für das berufli-
che Fortkommen bei Teilzeitbeschäftigten eine größere
Auswahl von Dienstjahren voraussetzen, in der Regel
mittelbar diskriminierend.

Absatz 4 bestimmt, dass Beschäftigte, die aus familiä-
ren Gründen einer Teilzeittätigkeit nachgehen, bei der
Neubesetzung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bzw.
gleichwertigen Dienstpostens zu berücksichtigen sind,
wenn sie wieder eine Vollzeitbeschäftigung anstreben.
Dies dient der möglichst raschen vollen beruflichen Rein-
tegration von Frauen und Männern, die mit Rücksicht auf
familiäre Verpflichtungen ihre Berufstätigkeit einge-
schränkt haben.
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Absatz 5 ermöglicht es, sozialversicherungsfreie Be-
schäftigungsverhältnisse einzugehen, sofern sie nicht
auf Dauer angelegt sind. Damit besteht weiterhin die
Möglichkeit, beispielsweise wissenschaftliche und stu-
dentische Hilfskräfte oder Lehrbeauftragte, die sich typi-
scherweise nicht in einem Dauerarbeitsverhältnis befin-
den, zu beschäftigen.

§ 13 Beurlaubung

(1) Urlaubs- und Krankheitsvertretungen sowie sonstige
zulässig befristete Beschäftigungsmöglichkeiten sind
vorrangig Beschäftigten anzubieten, die aus familiären
Gründen beurlaubt sind, soweit dies nicht dem Zweck
der Beurlaubung entgegensteht.

(2) § 12 Abs. 4 gilt entsprechend, sofern aus familiären
Gründen beurlaubte Beschäftigte wieder eine Teilzeit-
oder eine Vollzeitbeschäftigung anstreben.

(3) Für die Beurlaubung von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern sind die §§ 88 a, 95 a des Landesbeamten-
gesetzes entsprechend anzuwenden.

Zu § 13 Durch Absatz 1 soll eine möglichst reibungslose Reinte-
gration von aus familiären Gründen beurlaubten Beschäf-
tigten gewährleistet werden. Um ihnen während der Be-
urlaubung periodischen Kontakt zum Arbeitsleben zu er-
möglichen, sind geeignete Beschäftigte daher bevorzugt
zu berücksichtigen, wenn zeitlich zulässigerweise befris-
tete Beschäftigungsmöglichkeiten, wie insbesondere Ur-
laubs- oder Krankheitsvertretungen, vergeben werden
sollen.

Über die Verweisung auf § 12 Abs. 4 in Absatz 2 sind
beurlaubte Beschäftigte ferner besonders zu berücksich-
tigen, wenn sie wieder eine ihrer früheren Tätigkeit
gleichwertige Teilzeit- oder Vollzeitbeschäftigung anstre-
ben.

Über die in Absatz 3 enthaltene Verweisung wird die
Gewährung von Sonderurlaub für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern auf die im Beamtenbereich gelten-
den gesetzlichen Voraussetzungen gebunden.
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§ 14 Familiengerechte Arbeitszeit

Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen oder
sonstigen Regelungen der Arbeitszeit und der dienstli-
chen Möglichkeiten sind im Einzelfall Beschäftigten mit
Familienpflichten bei Bedarf geänderte Arbeitszeiten ein-
zuräumen.

§ 15 Gremienbesetzung

(1) Bei Benennungen und Entsendungen von Vertreterin-
nen und Vertretern für Kommissionen, Beiräte, Aus-
schüsse, Vorstände, Verwaltungs- und Aufsichtsräte so-
wie für vergleichbare Gremien, deren Zusammensetzung
nicht durch besondere gesetzliche Vorschriften geregelt
ist, sollen Frauen und Männer jeweils hälftig berücksich-
tigt werden. Bestehen Benennungs- oder Entsendungs-
rechte nur für eine Person, sollen Frauen und Männer al-
ternierend berücksichtigt werden, wenn das Gremium
für jeweils befristete Zeiträume zusammengesetzt wird;
anderenfalls entscheidet das Los. Bestehen Benen-
nungs- oder Entsendungsrechte für eine ungerade Per-
sonenzahl, gilt Satz 2 entsprechend für die letzte Person.

(2) Sind Organisationen, die nicht Träger der öffentlichen
Verwaltung sind, oder sonstige gesellschaftliche Grup-
pierungen zur Benennung oder Entsendung von Mitglie-
dern für öffentlich-rechtliche Beschluss- oder Beratungs-
gremien berechtigt, gilt Absatz 1 entsprechend.

Zu § 15 Der Verwaltung stehen eine Vielzahl von Benennungs-
und Entsendungsrechten für die Besetzung verschie-
denster Gremien zu.

Absatz 1 verpflichtet die Träger der öffentlichen Verwal-
tung durch eine Artikel 6 Satz 2 der schleswig-holsteini-
schen Landesverfassung konkretisierende Sollvorschrift,
bei der Benennung und Entsendung von Vertreterinnen
und Vertretern in Gremien Männer und Frauen zu glei-
chen Teilen zu berücksichtigen. Anders als in Artikel 6
Satz 2 der Landesverfassung gilt diese Verpflichtung
nicht ausschließlich für öffentlich-rechtliche Beschluss-
und Beratungsgremien, sondern etwa auch für Auf-
sichtsräte von Kapitalgesellschaften, für die einem Träger
der öffentlichen Verwaltung Besetzungsrechte zustehen.
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Die Regelung erfasst, wie aus der nicht abschließenden
Enumeration deutlich wird, grundsätzlich Gremien aller
Art, mögen sie förmlich, etwa durch Satzung, errichtet
oder lediglich aufgrund Verwaltungsübung bestehen
bzw. geschaffen worden sein. Die Vorschrift gilt aus-
drücklich nicht für Gremien wie beispielsweise den Rich-
terwahlausschuss, deren Zusammensetzung – oftmals
unter Bestimmung so genannter „geborener” Mitglieder
– durch besondere gesetzliche Vorschrift geregelt ist. Für
Ausschüsse im Sinne von §§ 100 ff. LVwG ist die Vor-
schrift indessen anwendbar, weil das Landesverwal-
tungsgesetz keine Bestimmung über die Zusammenset-
zung enthält, sondern Verfahrensregelungen für die dort
genannten Ausschüsse, Beiräte und anderen kollegialen
Einrichtungen vorsieht. Da lediglich Benennungen und
Entsendungen erfasst werden, gilt die Vorschrift nicht
für Gremien, deren Mitglieder gewählt werden, also bei-
spielsweise nicht für gemeindliche Ausschüsse.

Nicht als Gremium im Sinne dieser Vorschrift sind Ar-
beitsgruppen u. ä. anzusehen, bei deren Zusammenset-
zung es – wie etwa bei der Personalreferentenkonferenz
der obersten Landesbehörden – entscheidend auf die
fachliche Zuständigkeit der Mitglieder ankommt. Dage-
gen greift die Verpflichtung zu geschlechterparitätischer
Benennung oder Entsendung, wenn es nicht um fachli-
che, sondern – so insbesondere bei Gremien mit reprä-
sentativem Charakter – um Statusgesichtspunkte geht. 

Für die von der Vorschrift erfassten Entsendungen und
Benennungen gilt der strenge Qualifikationsvorbehalt
des Artikels 33 Abs. 2 GG nicht. Jedoch ist grundsätzlich
Eignung für die betreffenden Funktionen vorauszuset-
zen.

Absatz 2 verpflichtet außerhalb der Verwaltung stehen-
de Organisationen und gesellschaftliche Gruppierungen,
die zur Benennung bzw. Entsendung von Mitgliedern für
öffentlich-rechtliche Beschluss- oder Beratungsgremien
berechtigt sind, zu entsprechender paritätischer Berück-
sichtigung von Frauen und Männern. Ist dies aufgrund
der spezifischen Mitgliederstruktur nicht möglich, liegt
eine von der Sollvorschrift gedeckte Ausnahme vor.
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Nicht ausreichend für ein Abweichen von der gesetzli-
chen Verpflichtung wären dagegen wiederum reine Sta-
tusaspekte.

§ 16 Verbot sexueller Belästigung

(1) Sexuelle Belästigung ist verboten. Die Dienststellen-
leitung bzw. die nach der Disziplinarordnung* zuständige
Behörde stellt unter Beteiligung der Gleichstellungsbe-
auftragten oder der Frauenbeauftragten der Hochschulen
nach § 66 Buchst. b und c des Hochschulgesetzes si-
cher, dass in Fällen sexueller Belästigung die gebotenen
arbeits- oder dienstrechtlichen Maßnahmen ergriffen
werden.

(2) Aus Anlass von Beschwerden über sexuelle Belästi-
gung dürfen den betroffenen Beschäftigten keine Nach-
teile entstehen. Insbesondere die Zuweisung eines an-
deren Arbeitsplatzes ist nur mit ihrer Zustimmung und
mit Zustimmung der Gleichstellungsbeauftragten oder
Frauenbeauftragten der Hochschulen nach § 66 Buchst.
b und c des Hochschulgesetzes zulässig. Bei Verweige-
rung der Zustimmung durch die Gleichstellungsbeauf-
tragte gilt § 22 Abs. 2 bis 4 entsprechend.

Zu § 16: Absatz 1 enthält die ausdrückliche Feststellung, dass se-
xuelle Belästigung – am Arbeitsplatz ebenso wie bei
sonstigen, im weiteren Sinne dienstlichen Gelegenheiten,
etwa bei Betriebsausflügen – verboten ist. Die Dienststel-
lenleitung ist verpflichtet, in Fällen sexueller Belästigung
alle gebotenen arbeits- und dienstrechtlichen Maßnah-
men zu ergreifen. In Betracht kommt eine Abmahnung,
die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes, je nach den
Umständen des Einzelfalls auch eine – gegebenenfalls
fristlose – Kündigung. Im Beamtenbereich ist insbesonde-
re zu prüfen, ob und welche Maßnahmen zu veranlassen
sind. Die Gleichstellungsbeauftragte ist an den Maßnah-
men bzw. deren Vorbereitung zu beteiligen. Weil sexuelle
Belästigung nach wie vor starker Tabuisierung unterliegt,
sind Beschäftigte, die aus diesem Anlass Beschwerde
führen, im besonderen Maße schutzbedürftig. Absatz 2
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bestimmt daher, dass sie, auch ohne selbst Opfer zu
sein, wegen einer solchen Beschwerde nicht benachtei-
ligt werden dürfen. Insbesondere die Zuweisung eines
anderen Arbeitsplatzes ist nur zulässig, wenn die betrof-
fenen Beschäftigten damit einverstanden sind und die
Gleichstellungsbeauftragte zugestimmt hat. Zwecks
Wahrung des Ressortprinzips werden bei verbleibendem
Dissens zwischen Gleichstellungsbeauftragter und
Dienststelle die Vorschriften über das Verfahren nach Wi-
derspruch der Gleichstellungsbeauftragten entsprechend
anwendbar erklärt.

Abschnitt III Gleichstellungsbeauftragte

§ 17 Geltungsbereich

Die nachfolgenden Vorschriften über die Gleichstellungs-
beauftragte gelten, soweit in § 23 nichts anderes be-
stimmt ist, nicht für die Gleichstellungsbeauftragten in
den Gemeinden, Kreisen und Ämtern und für die Frauen-
beauftragten an den Hochschulen.

Zu § 17: Die Vorschrift schränkt den Anwendungsbereich der Re-
gelungen über Gleichstellungsbeauftragte gegenüber
dem in § 2 normierten Geltungsbereich des Gesetzes
ein: Wegen der speziellen Bestimmungen, die Gemein-
de-, Kreis- und Amtsordnung für kommunale Gleichstel-
lungsbeauftragte und das Hochschulgesetz für Frauen-
beauftragte vorsehen, gelten die nachfolgenden Rege-
lungen dieses Gesetzes für Gemeinden, Kreise und Äm-
ter und für die Hochschulen nur in besonders bestimm-
ten Fällen.

§ 18 Bestellung von Gleichstellungsbeauftragten

(1) In allen Dienststellen mit mindestens fünf ständig Be-
schäftigten ist eine Gleichstellungsbeauftragte zu bestel-
len. In Dienststellen mit mindestens 20 Beschäftigten ist
darüber hinaus eine Stellvertreterin zu bestellen. Die Be-
stellung obliegt der Leiterin oder dem Leiter der Dienst-
stelle und darf nicht ohne Zustimmung der betroffenen
Frau erfolgen. Die weiblichen Beschäftigten haben ein
Vorschlagsrecht.
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(2) Die Gleichstellungsbeauftragte soll keiner Personal-
vertretung angehören und nur in ihrer Eigenschaft als
Gleichstellungsbeauftragte mit Personalangelegenheiten
befasst sein.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist der Leiterin oder
dem Leiter der Dienststelle unmittelbar zu unterstellen.
Die anderweitigen dienstlichen Verpflichtungen der
Gleichstellungsbeauftragten sind ihrer Aufgabe anzupas-
sen.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte darf bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben nicht behindert und wegen ihrer
Tätigkeit weder bevorzugt noch benachteiligt werden.

(5) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle können
die Bestellung im Einverständnis mit der Gleichstellungs-
beauftragten aufheben oder aus gewichtigen dienstli-
chen Gründen widerrufen. Unterliegt die Dienststelle der
Dienstaufsicht durch eine übergeordnete Dienststelle,
kann die Bestellung nur mit Zustimmung der Gleichstel-
lungsbeauftragten der übergeordneten Dienststelle wi-
derrufen werden. Die Bestellung einer Gleichstellungs-
beauftragten an einer obersten Landesbehörde kann nur
mit Zustimmung der Frauenministerin widerrufen wer-
den. Das Arbeitsverhältnis einer Gleichstellungsbeauf-
tragten kann nur unter den Voraussetzungen des § 626
des Bürgerlichen Gesetzbuches gekündigt werden. Dies
gilt auch für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ei-
ner ehemaligen Gleichstellungsbeauftragten, wenn seit
Beendigung der Bestellung weniger als zwei Jahre ver-
strichen sind. Vor Versetzung und Abordnung ist sie un-
geachtet der unterschiedlichen Aufgabenstellung in glei-
cher Weise wie die Mitglieder des Personalrats ge-
schützt.

(6) Kann die Bestellung einer Gleichstellungsbeauftrag-
ten nicht erfolgen, weil an der Dienststelle keine Frau
oder keine zur Übernahme des Amtes bereite Frau be-
schäftigt ist, so ist die Gleichstellungsbeauftragte der zu-
ständigen übergeordneten Dienststelle zuständig.
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(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Ver-
treterin der Gleichstellungsbeauftragten.

Zu § 18: Nach Absatz 1 ist an jeder Dienststelle mit mindestens
fünf ständig Beschäftigten eine Frau als Gleichstellungs-
beauftragte zu bestellen. Die Bestellung erfolgt, indem
die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle einer Be-
schäftigten durch Organisationsakt die Aufgaben über-
trägt, die nach diesem Gesetz der Gleichstellungsbeauf-
tragten obliegen. Besondere förmliche Erfordernisse
sind dabei nicht zu wahren; jedoch ist zuvor das Einver-
ständnis der Beschäftigten, die zur Gleichstellungsbeauf-
tragten bestellt werden soll, einzuholen.

Um Interessenkollisionen zu vermeiden, bestimmt Ab-

satz 2 für den Regelfall, dass die Gleichstellungsbeauf-
tragte nicht gleichzeitig Angehörige einer Personalvertre-
tung sein soll. Ebenso wenig soll sie außerhalb ihrer Tä-
tigkeit als Gleichstellungsbeauftragte dienstlich mit Per-
sonalangelegenheiten befasst sein.

Absatz 3 regelt die organisatorische Einbindung der
Gleichstellungsbeauftragten innerhalb der Dienststelle.
Wegen der ihr obliegenden querschnittartigen Aufgabe
ist sie der Dienststellenleitung unmittelbar zu unterstel-
len. Anderweitige dienstliche oder arbeitsvertragliche
Verpflichtungen sind der neuen Aufgabe anzupassen.
Dabei ist anders als bei Mitgliedern einer Personalvertre-
tung eine Entlastungsregelung, die sich ausschließlich an
der Zahl der Beschäftigten orientiert, nicht sachgerecht;
denn der Umfang von Aufgaben der Gleichstellungsbe-
auftragten wird durch unterschiedliche Faktoren beein-
flusst, etwa durch die Stellung der Dienststelle im Ver-
waltungsgefüge, die fachliche Zuständigkeit der Dienst-
stelle, die Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an
der Dienststelle sowie die Anzahl und Größe eventueller
nachgeordneter Dienststellen. Jedoch wird in der Dienst-
stellengröße ein wesentlicher Indikator für den Aufga-
benumfang der Gleichstellungsbeauftragten zu sehen
sein. Der Gleichstellungsbeauftragten ist in dem zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang
Geschäftsbedarf und gegebenenfalls auch Personal zur
Verfügung zu stellen.
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Absatz 4 beinhaltet das ausdrückliche Verbot, die Gleich-
stellungsbeauftragte bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben zu behindern und sie wegen ihrer Tätigkeit zu be-
nachteiligen. Ebenso wenig darf eine Bevorzugung erfol-
gen. Mit dieser Bestimmung soll die persönliche Unab-
hängigkeit der Gleichstellungsbeauftragten gesichert
werden. Sie nimmt innerhalb der Dienststelle insofern ei-
ne besondere Rolle ein, als sie einerseits Teil der Verwal-
tung und in diese integriert ist, ihr jedoch andererseits
Kontrollaufgaben gegenüber der Verwaltung obliegen.
Die Gleichstellungsbeauftragte soll auf die Verwirkli-
chung des Gleichberechtigungsgrundsatzes in Artikel 3
Abs. 2 GG hinwirken und in diesem Rahmen insbeson-
dere die Einhaltung dieses Gesetzes durch die Verwal-
tung überwachen. Ihre Stellung ähnelt damit der des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten nach §§ 36 ff.
BDSG, der ebenfalls als Mitarbeiter eines Betriebes Kon-
trollaufgaben gegenüber demselben Betrieb wahrzuneh-
men hat. Um die für eine solche interne Kontrolle erfor-
derlich persönliche Unabhängigkeit sicherzustellen, sieht
auch § 36 Abs. 3 BDSG ebenfalls ein ausdrückliches Be-
nachteilungsverbot vor.*

Absatz 5 stellt die Abberufung der Gleichstellungsbeauf-
tragten unter besondere Voraussetzungen. Dies dient
ebenfalls dem Zweck, die persönliche Unabhängigkeit
der Gleichstellungsbeauftragten im Hinblick auf ihre in-
ternen Kontrollaufgaben zu gewährleisten. Als Regelfall
ist danach vorgesehen, dass die Bestellung im Einver-
ständnis mit der Gleichstellungsbeauftragten aufgeho-
ben wird. Anlass hierfür können dienstliche Belange bil-
den, soweit diese weder das Behinderungs- noch das
Benachteiligungsverbot des Absatzes 4 verletzen. Sol-
che dienstlichen Belange können sich insbesondere im
Hinblick auf die weitere berufliche Entwicklung der
Gleichstellungsbeauftragten ergeben, etwa im Hinblick
auf eine beabsichtigte Beförderung oder Höhergruppie-
rung oder eine Abordnung an eine andere Dienststelle
erfolgen soll. Sofern trotz Vorliegens gewichtiger dienstli-
cher Gründe eine einverständliche Aufhebung der Be-
stellung nicht zustande kommt, kann die Leiterin oder
der Leiter der Dienststelle die Bestellung widerrufen.
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Um sicherzustellen, dass hierdurch die persönliche Un-
abhängigkeit der Gleichstellungsbeauftragten nicht be-
einträchtigt wird, ist für einen Widerruf die Zustimmung
der Gleichstellungsbeauftragten der für die Dienstauf-
sicht zuständigen übergeordneten Dienststelle erforder-
lich. Geht es um eine Gleichstellungsbeauftragte an ei-
ner obersten Landesbehörde, kann der Widerruf ihrer
Bestellung wirksam nur mit Zustimmung der Frauenmi-
nisterin erfolgen. Das Arbeitsverhältnis einer Gleichstel-
lungsbeauftragten kann nur unter den Voraussetzungen
des § 626 BGB gekündigt werden. Für einen Zeitraum
von 2 Jahren nach Beendigung der Bestellung gilt dies
auch bei Kündigung einer ehemaligen Gleichstellungsbe-
auftragten.

Absatz 6 trifft Vorkehrungen für den Fall, dass eine
Gleichstellungsbeauftragte nicht bestellt werden kann,
weil an der Dienststelle keine Frau beschäftigt ist.

Durch Absatz 7 ist vorgesehen, dass die Bestimmungen
der Absätze 1 bis 5 entsprechend für die gleichfalls zu
bestellende Vertreterin der Gleichstellungsbeauftragten
gelten.

§ 19 Aufgaben und Rechte der Gleichstellungsbeauftrag-

ten in Fachangelegenheiten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist im Rahmen der je-
weiligen fachlichen Zuständigkeit ihrer Dienststelle an al-
len Angelegenheiten des Geschäftsbereiches zu beteili-
gen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen
haben können.

(2) Die Dienststelle hat die Gleichstellungsbeauftragte so
frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Anregun-
gen, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berück-
sichtigt werden können. Die Gleichstellungsbeauftragte
kann in Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderlich sind, Einsicht nehmen. Ihr sind die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte kann an Besprechungen, Sitzungen oder Konfe-
renzen teilnehmen, soweit Angelegenheiten beraten
werden, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von
Frauen haben können.
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Zu § 19: Durch Absatz 1 werden der Gleichstellungsbeauftragten
umfassende Zuständigkeiten für alle in den Geschäftsbe-
reich ihrer Dienststelle fallenden fachlichen Angelegen-
heiten zuerkannt, die Auswirkungen auf die Gleichstel-
lung von Frauen haben können. An diesen Vorhaben ist
die Gleichstellungsbeauftragte – in der Regel durch Mit-
zeichnung – zu beteiligen.

Absatz 2 legt die näheren Modalitäten der Beteiligung
und die sich daraus ergebenden Rechte der Gleichstel-
lungsbeauftragten fest. Die Beteilung durch die jeweils
fachlich zuständigen Stellen der Dienststelle hat danach
vor allem so frühzeitig zu erfolgen, dass die Stellungnah-
me der Gleichstellungsbeauftragten berücksichtigt wer-
den, also gegebenenfalls in eine Entscheidung eingehen
kann.

Eine Beteiligung, nachdem über die fragliche Angelegen-
heit bereits entschieden wurde, ist folglich unzurei-
chend. Unzureichend ist auch eine Beteiligung, die im
Hinblick auf laufende Fristen so kurzzeitig erfolgt, dass
der Gleichstellungsbeauftragten eine angemessene Prü-
fung und Stellungnahme praktisch nicht mehr möglich
ist. Aus der Verpflichtung zu frühzeitiger Beteiligung folgt
ferner, dass die Gleichstellungsbeauftragte bereits in das
Planungsstadium einzubeziehen und bei Umsetzung der
Planung dann gegebenenfalls erneut zu beteiligen ist.
Die Gleichstellungsbeauftragte hat das Recht, in Unterla-
gen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind,
einzusehen. Hierfür sind ihr die Unterlagen von Seiten
der fachlich zuständigen Stelle der Dienststelle zur Verfü-
gung zu stellen. Die Möglichkeiten zur Einsichtnahme
darf dabei nicht an strengere Voraussetzungen geknüpft
werden als sie für die anderen fachlich zuständigen Be-
schäftigten der Dienststelle gelten. Der Gleichstellungs-
beauftragten sind alle erforderlichen Auskünfte durch die
jeweiligen fachlich zuständigen Stellen der Dienststelle
zu erteilen. Im Rahmen ihrer Zuständigkeitsbereiche
nach Absatz 1 hat die Gleichstellungsbeauftragte ferner
das Recht, an Besprechungen, Sitzungen oder Konferen-
zen teilzunehmen. 
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§ 20 Aufgaben und Rechte der Gleichstellungsbeauftrag-

ten in Personalangelegenheiten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat bei allen personel-
len, sozialen und organisatorischen Angelegenheiten auf
die Gleichstellung von Frauen, insbesondere auf Einhal-
tung dieses Gesetzes, hinzuwirken. Zwischen der
Gleichstellungsbeauftragten und den Beschäftigten ist
der Dienstweg nicht einzuhalten.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist insbesondere bei
Stellenausschreibungen, Einstellungen, Beförderungen
und Höhergruppierungen, Kündigungen und Entlassun-
gen sowie vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand,
einschließlich vorhergehender Planungen, zu beteiligen.
§ 19 Abs. 2 gilt entsprechend. Soweit dies zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlich ist, ist der Gleichstellungsbe-
auftragten auch in Personalakten Einsicht zu gewähren.
Die Gleichstellungsbeauftragte ist bei Vorstellungsge-
sprächen und Auswahlverfahren teilnahmeberechtigt,
soweit diese nicht durch ein Gremium geführt werden,
dessen Zusammensetzung durch Gesetz geregelt ist.
Sie ist stimmberechtigt, wenn eine Personalentschei-
dung von einem Gremium, dessen Zusammensetzung
nicht durch Gesetz geregelt ist, durch Abstimmung ge-
troffen wird.

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle haben die
Gleichstellungsbeauftragte über die Beschäftigungs-
struktur, insbesondere in den Bereichen, in denen Frau-
en nach Maßgabe der §§ 3 bis 5 unterrepräsentiert sind,
fortlaufend zu unterrichten. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte ist befugt, Beschäftigten und Bewerberinnen und
Bewerbern, für deren Personalangelegenheiten die
Dienststelle zuständig ist, Auskünfte über die Beschäfti-
gungsstruktur zu erteilen.

45



Zu § 20: Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten in Personalangelegenheiten sowie bei
sozialen und organisatorischen Angelegenheiten.

Nach Absatz 1 ist die Gleichstellungsbeauftragte an al-
len personellen, sozialen und organisatorischen Angele-
genheiten ihrer Dienststelle zu beteiligen, um auf die
Gleichstellung von Frauen, insbesondere auf Einhaltung
dieses Gesetzes, hinzuwirken. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte kann die Beschäftigten der Dienststelle dabei oh-
ne Einhaltung des Dienstweges beraten und unterstüt-
zen.

Die generelle Zuständigkeitsregelung in Absatz 1 konkre-
tisierend, führt Absatz 2 die personellen Maßnahmen
oder Vorhaben auf, bei denen typischerweise eine Betei-
ligung der Gleichstellungsbeauftragten erfolgen muss.
Die in § 19 Abs. 2 geregelten Modalitäten für die Beteili-
gung der Gleichstellungsbeauftragten gelten entspre-
chend. § 20 Abs. 2 Satz 3 stellt ergänzend klar, dass die
Gleichstellungsbeauftragte, da von Gesetzes wegen mit
der Bearbeitung von Personalangelegenheiten im Rah-
men der Personalverwaltung einer Dienststelle beauf-
tragt, Einsicht auch in Personalakten nehmen kann, so-
weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
Der Gleichstellungsbeauftragten steht ferner grundsätz-
lich das Recht zur Teilnahme an Vorstellungsgesprächen
und an Beratungen über die Auswahl von Bewerberin-
nen und Bewerbern zu. Ausgenommen sind Fälle, bei
denen – in der Regel Dienststellen übergreifende – Gre-
mien zuständig sind, deren Zusammensetzung beson-
ders gesetzlich geregelt ist, im Hinblick auf Auswahlbe-
ratungen etwa der Schulleiterwahlausschuss, der Rich-
terwahlausschuss und der Landesbeamtenausschuss.
Abgesehen von derartigen Gremien, hat die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei Personalentscheidungen, die durch
Abstimmung getroffen werden, Stimmrecht. 

Nach Absatz 3 ist die Gleichstellungsbeauftragte von
der Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle fortlaufend
über die Beschäftigungsstruktur zu unterrichten. Hier-
durch soll sichergestellt werden, dass die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei Personalmaßnahmen stets aktuell
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darüber informiert ist, ob in dem fraglichen Bereich Frau-
en unterrepräsentiert und damit die Vorrangregelung der
§§ 3 bis 5 einschlägig sind. Die fortlaufende Information
der Gleichstellungsbeauftragten ist auch dadurch sicher-
zustellen, dass ihr die Ergebnisse der Bewerbungsstatis-
tik nach § 7 Abs. 7 in kurzen Zeitabständen zugänglich
gemacht werden.

Die Informationspflicht, die die Leiterin oder der Leiter
der Dienststelle auch an Beschäftigte des Personalrats
o. ä. delegieren können, bezieht sich zunächst auf die Si-
tuation der eigenen Dienststelle. Soweit sich die Zustän-
digkeit für Einstellungen, Beförderungen und Höhergrup-
pierungen sowie für die Vergabe von Ausbildungsplätzen
auch auf andere Dienststellen erstreckt, werden auch
diese von der Informationspflicht erfasst. Darüber hinaus
muss auch in Dienststellen, die keine eigenen Entschei-
dungsbefugnisse in Personalangelegenheiten haben, die
Gleichstellungsbeauftragte über die Beschäftigungs-
struktur in ihrer Dienststelle unterrichtet werden.

Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Möglichkeit, ihrer-
seits Beschäftigte, Bewerberinnen oder Bewerber über
die Beschäftigungsstruktur zu unterrichten; die Übermitt-
lung personenbezogener Daten ist nicht zulässig.

§ 21 Fachliche Weisungsfreiheit der Gleichstellungsbeauf-

tragten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausübung der ihr
nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben und Rechte
von fachlichen Weisungen frei. Diese Tätigkeit ist daher
nur auf Antrag zu beurteilen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte kann sich ohne Einhal-
tung des Dienstweges an andere Gleichstellungsbeauf-
tragte und an die Frauenministerin wenden, sich mit ih-
nen beraten und Informationen austauschen, soweit
nicht personenbezogene Daten übermittelt werden. Die
Regelungen über die Schweigepflicht und die Amtsver-
schwiegenheit bleiben unberührt.
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Zu § 21: Nach Absatz 1 ist die Gleichstellungsbeauftragte bei
Ausübung der ihr nach diesem Gesetz übertragenen Auf-
gaben an fachliche Weisungen nicht gebunden; sie un-
terliegt jedoch der allgemeinen Dienstaufsicht. Die fachli-
che Weisungsfreiheit ist erforderlich, um der Gleichstel-
lungsbeauftragten die unabhängige Wahrnehmung ihrer
obliegenden internen Kontrollaufgaben zu ermöglichen.
Auf die Begründung zu § 18 Abs. 4, insbesondere auf die
Parallelen zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten,
wird verwiesen. Für diesen enthält § 36 Abs. 3 Satz 2
BDSG eine entsprechende Regelung*. Eine vergleichba-
re Regelung besteht ferner bereits für die kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten: Nach § 2 Abs. 3 GO, § 2
Abs. 3 KrO soll die Hauptsatzung bestimmen, dass die
Gleichstellungsbeauftragte in Ausübung ihrer Tätigkeit
unabhängig ist.

Nach Absatz 2 steht den Gleichstellungsbeauftragten
ein allgemeines Informations- und Beratungsrecht unter-
einander und gegenüber der Frauenministerin zu, ohne
dass insoweit der förmliche Dienstweg eingehalten wer-
den muss. Die Gleichstellungsbeauftragten haben je-
doch dabei die allgemeinen Vorschriften über die Ver-
pflichtung zur Verschwiegenheit zu beachten. Personen-
bezogene Daten dürfen nicht übermittelt werden. 

§ 22 Widerspruchsrecht der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Verstößt die Dienststelle nach Auffassung der Gleich-
stellungsbeauftragten gegen die §§ 3 bis 8, 12, 13, 15
Abs. 1 oder § 16, so kann die Gleichstellungsbeauftragte
Widerspruch erheben. Sie kann Beschäftigte oder Be-
werberinnen und Bewerber davon unterrichten, dass sie
Widerspruch erhoben hat.

(2) Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte bei einer
obersten Landesbehörde, darf die Maßnahme nur auf
ausdrückliche Weisung der Leiterin oder des Leiters der
Dienststelle im Benehmen mit der Frauenministerin wei-
terverfolgt werden; das Letztentscheidungsrecht bleibt
der jeweiligen obersten Landesbehörde.
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(3) Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer
Dienststelle der nachgeordneten Landesverwaltung ei-
ner beabsichtigten Personalentscheidung und tritt ihr die
Leiterin oder der Leiter der Dienststelle nicht bei, so ist
die Entscheidung der Dienststelle einzuholen, die als zu-
ständige übergeordnete Landesbehörde die Dienstauf-
sicht ausübt. Deren Gleichstellungsbeauftragte ist zu be-
teiligen. Ist die übergeordnete Dienststelle eine oberste
Landesbehörde, gilt Absatz 2 entsprechend. Bei dreistu-
figem Verwaltungsaufbau hat die Leiterin oder der Leiter
der übergeordneten Dienststelle die Entscheidung der
obersten Landesbehörde einzuholen, wenn sie oder er
der Auffassung ihrer Gleichstellungsbeauftragten nicht
beitritt; Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Erhebt die Gleichstellungsbeauftragte einer der Auf-
sicht des Landes unterstehenden Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ohne Gebietshoheit, einer rechtsfähi-
gen Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts Wider-
spruch und tritt ihr die Leiterin oder der Leiter der
Dienststelle nicht bei, so kann die Gleichstellungsbeauf-
tragte die zuständige Aufsichtsbehörde unterrichten. Die
Gleichstellungsbeauftragte bei der Aufsichtsbehörde ist
von dieser zu beteiligen.

Zu § 22: Absatz 1 Satz 1 sieht – als besonders bedeutsamen
Ausdruck ihres internen Kontrollauftrages – für die
Gleichstellungsbeauftragte ein Widerspruchsrecht vor,
wenn ihrer Auffassung nach eine beabsichtigte Personal-
entscheidung gegen die gesetzlichen Bestimmungen in
den §§ 3 bis 8, 12, 13, 15 Abs. 1 oder gegen § 16 versto-
ßen würde. Da die Befugnis der Gleichstellungsbeauf-
tragten nicht über die Dienststelle hinausgeht, entfällt
das Widerspruchsrecht, wenn das Parlament eine Perso-
nalentscheidung trifft oder an ihr mitwirkt, wie beispiels-
weise beim Richterwahlausschuss, der gemeinsam mit
dem Justizminister oder der Justizministerin über die An-
stellung, Beförderung und Versetzung von Richterinnen
und Richtern entscheidet. Die Gleichstellungsbeauftrag-
te hat nach Satz 2 das Recht, Beschäftigte oder Bewer-
berinnen oder Bewerber davon zu unterrichten, dass sie
Widerspruch erhoben hat.
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Absatz 2 regelt das weitere Verfahren, wenn eine
Gleichstellungsbeauftragte bei einer obersten Landesbe-
hörde Widerspruch erhoben hat. In diesem Fall darf die
Maßnahme nur auf ausdrückliche Weisung der Leiterin
oder des Leiters der Dienststelle weiterverfolgt werden,
nachdem diese das Benehmen mit der Frauenministerin
hergestellt haben. Benehmen erfordert den ernsthaften
Versuch, zu einer eigenständigen Lösung zu gelangen;
jedoch bleibt das Letztentscheidungsrecht bei der jewei-
ligen obersten Landesbehörde.

Absatz 3 regelt das Verfahren, wenn die Gleichstellungs-
beauftragte einer Dienststelle der nachgeordneten Lan-
desverwaltung Widerspruch erhebt. Tritt die Leiterin
oder der Leiter der Dienststellen ihrem Widerspruch
nicht bei, so ist die Entscheidung der Dienststelle einzu-
holen, die die Dienstaufsicht über die nachgeordnete
Dienststelle ausübt. Die Gleichstellungsbeauftragte bei
der dienstaufsichtsführenden Dienststelle ist zu beteili-
gen. Bei zweistufigem Verwaltungsaufbau ist die dienst-
aufsichtsführende Dienststelle gleichzeitig oberste Lan-
desbehörde. Schließt sich deren Gleichstellungsbeauf-
tragte dem Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten
der nachgeordneten Dienststelle an, ist folglich nach Ab-
satz 2 zu verfahren. Bei dreistufigem Verwaltungsaufbau
muss die Entscheidung der zuständigen obersten Lan-
desbehörde eingeholt werden, wenn sich die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei der übergeordneten Dienststelle
dem Widerspruch anschließt und ihr die Leiterin oder der
Leiter der nachgeordneten Dienststelle nicht beitreten.
Bei Einschaltung der zuständigen obersten Landesbehör-
de ist wiederum nach Absatz 2 zu verfahren.

Absatz 4 regelt das Verfahren, wenn eine Gleichstel-
lungsbeauftragte bei einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts ohne Gebietshoheit oder bei einer Anstalt oder
Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des
Landes untersteht,  Widerspruch nach Absatz 1 einge-
legt hat. Tritt die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle
dem Widerspruch nicht bei, kann in diesen Fällen die
nach § 51 Abs. 1 LVwG zuständige Aufsichtsbehörde
durch die Gleichstellungsbeauftragte unterrichtet wer-
den. Die Aufsicht erstreckt sich nach § 52 LVwG unter
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anderem darauf, dass Gesetze beachtet werden. Mit
dem Widerspruch wird die Verletzung der §§ 3 bis 8, 12,
13, 15 Abs. 1 oder § 16, also die mangelnde Beachtung
gesetzlicher Bestimmungen gerügt, so dass ein Fall des
§ 52 vorliegt. Bei der Prüfung, ob Aufsichtsmaßnahmen
geboten sind, ist die Gleichstellungsbeauftragte der Auf-
sichtsbehörde zu beteiligen.

§ 23 Geltung für die Gleichstellungsbeauftragten der Ge-

meinden, Kreise und Ämter und für die Frauenbeauf-

tragten der Hochschulen

(1) § 20 sowie § 21 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gelten auch
für die Gleichstellungsbeauftragten, die nach § 2 Abs. 3
der Gemeindeordnung, § 2 Abs. 3 der Kreisordnung so-
wie § 22 a der Amtsordnung zu bestellen sind. In den
Gemeinden, Kreisen und Ämtern entscheidet in den Fäl-
len des § 7 Abs. 5 und des § 16 Abs. 2 bei Verweigerung
der Zustimmung durch die Gleichstellungsbeauftragte
die jeweilig oberste Dienstbehörde abschließend; § 22
findet keine Anwendung.

(2) § 21 gilt auch für die Frauenbeauftragten nach § 66
Buchst. b und c des Hochschulgesetzes.

Zu § 23: Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die §§ 20 und 21 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 dieses Gesetzes auch für die Gleich-
stellungsbeauftragten der Gemeinden, Kreise und Ämter
gelten. Durch § 20 wird so auch für die kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten eine in datenschutzrechtli-
cher Hinsicht erhebliche, ausdrückliche gesetzliche Auf-
gabenzuweisung geschaffen. Hinsichtlich der fachlichen
Weisungsfreiheit kommunaler Gleichstellungsbeauftrag-
ter sind die §§ 2 Abs. 3 GO, 2 Abs. 3 KrO leges specia-
les. Lediglich zu Klarstellungszwecken werden die sich
aus der fachlichen Weisungsfreiheit ergebenden Folge-
regelungen in § 21 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ausdrücklich
für anwendbar erklärt. Die Anordnung, in den Fällen des
§ 7 Abs. 5 und des § 16 Abs. 2 die Regelungen über das
Widerspruchsverfahren entsprechend anzuwenden, wä-
re für den Bereich der Gemeinden, Kreise und Ämter
nicht sachgerecht, so dass eine klarstellende Regelung
in Satz 2 erforderlich ist. 
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Absatz 2 trifft eine entsprechende Regelung für die
Frauenbeauftragten an den Hochschulen. Wegen Feh-
lens einer den §§ 2 Abs. 3 GO, 2 Abs. 3 KrO vergleichba-
ren Spezialregelung wird hinsichtlich der fachlichen Un-
abhängigkeit bei den Frauenbeauftragten auf § 21 ver-
wiesen.

Abschnitt IV Schlussvorschriften

§ 24 Berichtspflicht

(1) Die Landesregierung berichtet dem Landtag alle vier
Jahre über die Durchführung dieses Gesetzes.

(2) Im Rahmen des Geltungsbereichs nach § 2 mit Aus-
nahme der Hochschulen berichten die verwaltungsleiten-
den Organe den Repräsentativorganen als obersten Ent-
scheidungs- und Überwachungsorganen im Abstand von
vier Jahren über die Durchführung dieses Gesetzes in ih-
ren Bereichen.

(3) Der Bericht gibt Auskunft über die bisherigen und ge-
planten Maßnahmen zur Durchführung dieses Gesetzes,
insbesondere über die Entwicklung des Frauenanteils in
den Besoldungs-, Vergütungs- und Lohngruppen. 

§ 25 Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Juni 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 275), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Februar 1994
(GVOBl. Schl.-H. S. 124), wird wie folgt geändert:

1. An § 10 Absatz 3 werden nach dem Wort „Wahlbeam-
ten“ die Worte „und das Gesetz über die Gleichstel-
lung der Frauen im öffentlichen Dienst“ angefügt.

2. § 222 wird wie folgt geändert:
2. a) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Von einer Ausschreibung der Stellen kann abgese-
hen werden.“

2. b) Absatz 3 wird gestrichen.
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Zu § 25: Soweit sich zwischen § 10 LBG und den für die Fälle der
Unterrepräsentation von Frauen getroffenen Bestimmun-
gen des Gleichstellungsgesetzes Kollisionen ergeben,
gehen letztere als spezielle Normen vor. Dies stellt die
Ergänzung in Absatz 3 ausdrücklich klar. Die Innenminis-
terin oder der Innenminister kann von der Ermächtigung
des § 10 Abs. 2 LBG, über weitere Ausnahmen von der
Stellenausschreibungspflicht zu entscheiden, nur in den
Bereichen Gebrauch machen, in denen Frauen nicht
nach Maßgabe der §§ 3 bis 5 unterrepräsentiert sind. Bei
Beamtinnen oder Beamten nach §§ 221 und 222 Abs. 1
LBG kann von einer Stellenausschreibung abgesehen
werden. Für Beamtinnen und Beamte nach § 222 Abs. 2
LBG gelten die Bestimmungen des Gleichstellungsge-
setzes.*

§ 26 Übergangsvorschriften

(1) Frauenförderpläne sind innerhalb von einem Jahr
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aufzustellen.

(2) Gleichstellungsbeauftragte sind, soweit nicht bereits
bestellt, innerhalb der folgenden sechs Monate nach In-
krafttreten dieses Gesetzes zu bestellen.

§ 27 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

Zu § 27: Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Kiel, den 13. Dezember 1994

Die Ministerpräsidentin

Heide Simonis

Die Ministerin für Frauen, Bildung, Weiterbildung und
Sport

Gisela Böhrk

Der Innenminister

Dr. Hans Peter Bull
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Stichwortverzeichnis

Amtsverschwiegenheit / Schweigepflicht § 21 (2)
Arbeitsplatzausschreibung § 7
Arbeitszeit

-familiengerechte § 14
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragte § 19, § 20
Aufsichtsbehörde § 22 (4)
Aufstellung von Frauenförderplänen § 11, § 26 (1)
Ausbildungsplätze

- Vergabe § 3
Ausschreibung § 7
Auswahlgremium § 7 (7) Nr. 4
Auswahlgrundsätze § 8

Beförderung § 5 (1)
Benachteiligungsverbot § 12 (2)
Berichtspflicht § 24
Beschäftigte § 2 (2)
Beschäftigtenstruktur § 11 (3), § 20 (3)
Bestellung (Gleichstellungsbeauftragte) § 18
Beurlaubung § 13
Beurteilung der Gleichstellungsbeauftragten § 21 (1)

Dienstalter § 8 (3)
Dienstliche Stellung (Gleichstellungsbeauftragte) § 18, § 21

Einstellung § 4

Familiengerechte Arbeitszeit § 14
Fortbildung § 10
Frauenanteil § 3, § 4, § 5, § 11
Frauenförderpläne § 11, § 26

- Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten § 11 (6)
- Inhalt § 11 (3 – 5)

Geltungsbereich
- des Gesetzes § 2
- der Vorschriften über Gleichstellungsbeauftragte § 17

Gleichstellungsbeauftragte § 7, § 11, § 16, §§ 17-23
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- Aufgaben § 19, § 20
- Auskünfte § 19 (2), § 20 (2)
- Bestellung § 18, § 26 (2)
- Beteiligung § 19 (2), § 20 (2)
- Dienstliche Stellung § 18, § 21
- Kommunale Gleichstellungsbeauftragte § 7 (5), § 16 (2), § 17, § 23
- Kündigungsschutz § 18 (5)
- Personalakteneinsicht § 20 (2)
- Rechte § 19, § 20
- Stellvertreterin § 18 (1), § 18 (7)
- Vorschlagsrecht § 18 (1)
- Weisungsfreiheit § 21 (1)
- Widerruf der Bestellung § 18 (5)
- Widerspruchsrecht § 22

Geschäftsbereich § 4
Gremienbesetzung § 15

Hochschulen § 7 (5), § 11(9), § 24
- Frauenbeauftragte § 7 (5), § 16 (2), § 17, § 23

Höchstaltersgrenzen § 9
Höherwertige Tätigkeiten § 5
Härteklausel § 6

Inkrafttreten § 27

Landesbeamtengesetz
- Änderung § 25

Landesregierung § 24

Personalakteneinsicht § 20 (2)
Personalentwicklungskonzept § 7 (6)
Personalstellen im Sinne dieses Gesetzes § 11 (2)

Qualifikation § 3, § 4, § 5, § 8

Rechte
- der Gleichstellungsbeauftragten § 19, § 20, § 21, § 22

Sexuelle Belästigung § 16
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse § 12 (2)
Schlussvorschriften § 24, § 25, § 26, § 27
Stellenausschreibung § 7
Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten § 18 (1), § 18 (7)
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Teilzeitbeschäftigung § 12

Übergangsvorschriften § 26
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten § 5 (2)
Unterrepräsentanz § 3, § 4, § 5

Vorrangregelungen § 3, § 4, § 5
Vorstellungsgespräch § 7 (7)

- Teilnahme der Gleichstellungsbeauftragten § 20 (2)

Weiterbildung § 10
Widerruf der Gleichstellungsbeauftragten § 18 (5)
Widerspruchsrecht der Gleichstellungsbeauftragten § 22

Ziel § 1
Zielvorgaben § 11 (4)
Zustimmung § 7 (5), § 16 (2), § 23 (1)
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Abkürzungsverzeichnis

ArbPlSchG Arbeitsplatzschutzgesetz
BAG Bundesarbeitsgericht
BAT Bundes-Angestelltentarifvertrag
BDSG Bundesdatenschutzgesetz
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl. Bundesgesetzblatt
BLV Bundeslaufbahnverordnung
BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz
Bt-Drs Bundestagsdrucksache
BverfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
BVerwGE Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts
EG Europäische Gemeinschaft
EuGH Europäischer Gerichtshof
GG Grundgesetz
GO Gemeindeordnung
HSG Hochschulgesetz
KrO Kreisordnung
LBG Landesbeamtengesetz
LHO Landeshaushaltsordnung
LVwG Landesverwaltungsgesetz
MBG Mitbestimmungsgesetz
MTL Mantel-Tarifvertrag für Arbeiter der Länder
OVG Oberverwaltungsgericht
Sch.-H. Schleswig-Holstein
SH.LVO Landesverordnung über die Laufbahnen von Beamten
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